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2022
Neufassung der Betriebssatzung 

für die Rheinischen Heilpädagogischen Heime 
des Landschaftsverbandes Rheinland

Vom 18. Mai 2004

Aufgrund von § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 Buchstabe d der
Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 284), hat
die Landschaftsversammlung Rheinland am 18. Mai 2004
folgende Neufassung der Betriebssatzung für die Rheini-
schen Heilpädagogischen Heime beschlossen:

§ 1

Rechtsgrundlagen

Die Rheinischen Heilpädagogischen Heime werden
unter den Namen

Rheinisches Heilpädagogisches Heim Bedburg-Hau

Rheinisches Heilpädagogisches Heim Bonn

Rheinisches Heilpädagogisches Heim Düren

Rheinisches Heilpädagogisches Heim Langenfeld

Rheinisches Heilpädagogisches Heim Viersen

als wirtschaftlich und organisatorisch eigenständige
Einrichtungen wie Eigenbetriebe geführt.

§ 2

Gemeinnützigkeit

(1) Die Rheinischen Heilpädagogischen Heime verfol-
gen ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwe-
cke gemäß den Bestimmungen der Abgabenordnung in
der jeweils gültigen Fassung.

(2) Etwaige Überschüsse dürfen nur für satzungsge-
mäße Zwecke verwendet werden.

(3) Im Falle der Auflösung fällt das Vermögen an den
Landschaftsverband.

§ 3

Zweck

Zweck der Rheinischen Heilpädagogischen Heime
(nachfolgend Heim) ist die umfassende Beratung, Förde-
rung, Betreuung und Versorgung von Menschen mit geis-
tiger Behinderung gemäß den Prinzipien: Normalität,
Individualität, Integration.

Sonderregelung zu § 3 

Rheinisches Heilpädagogisches Heim Düren:

Zweck der Betriebsstelle Euskirchen ist die umfas-
sende Beratung, Förderung, Betreuung und Versorgung
von gehörlosen Menschen mit geistiger Behinderung
gemäß den Prinzipien: Normalität, Individualität,
Integration.

§ 4

Werkleitung

(1) Die Werkleitung besteht aus der Ersten Werkleiterin
bzw. dem Ersten Werkleiter und einer kaufmännischen
Werkleiterin bzw. einem kaufmännischen Werkleiter.

(2) Die Erste Werkleiterin bzw. der Erste Werkleiter ist
die fachliche Leiterin bzw. der fachliche Leiter des Hei-
mes.

Die kaufmännische Werkleiterin bzw. der kaufmänni-
sche Werkleiter ist die Leiterin bzw. der Leiter des Wirt-
schafts- und Verwaltungsdienstes. 

Sonderregelung zu § 4 Abs. 1 und 2 

Rheinisches Heilpädagogisches Heim Düren:

(1) Die Werkleitung besteht aus der Ersten Werkleiterin
bzw. dem Ersten Werkleiter, der kaufmännischen
Werkleiterin bzw. dem kaufmännischen Werkleiter und
einer weiteren fachlichen Werkleiterin bzw. einem wei-
teren fachlichen Werkleiter.

(2) Die Erste Werkleiterin bzw. der Erste Werkleiter ist
die fachliche Leiterin bzw. der fachliche Leiter des
Heimes. Die weitere fachliche Werkleiterin bzw. der
weitere fachliche Werkleiter ist die fachliche Leiterin
bzw. der fachliche Leiter der Betriebsstelle Euskirchen. 

(3) Die Kaufmännische Werkleitung des Rheinischen
Heilpädagogischen Heimes Viersen wird durch die jewei-
lige Werkleitung des Servicebetriebes Viersen in Perso-
nalunion wahrgenommen.

(4) Für die Mitglieder der Werkleitung sind Vertrete-
rinnen bzw. Vertreter zu bestellen.

(5) Die Werkleiterinnen bzw. Werkleiter und ihre Ver-
treterinnen bzw. Vertreter werden aufgrund eines
Beschlusses des Landschaftsausschusses für die Dauer
von fünf Jahren vom Direktor des Landschaftsverbandes
bestellt.

§ 5

Aufgaben der Werkleitung

(1) Das Heim wird von der Werkleitung nach Maßgabe
der Eigenbetriebsverordnung selbständig geleitet. Sie
entscheidet eigenverantwortlich in allen zur laufenden
Betriebsführung sowie allen zum Betrieb des Heimes
gehörenden Angelegenheiten, die nicht in die Zuständig-
keit der Landschaftsversammlung, eines ihrer Aus-
schüsse oder des Direktors des Landschaftsverbandes
fallen; ihr obliegt insbesondere die Aufstellung und die
Ausführung des Wirtschaftsplans. Zur Erfüllung seiner
Aufgaben kann sich das Heim Dritter bedienen. Die wirt-
schaftliche und fachliche selbständige Betriebsführung
des Heimes wird dadurch nicht eingeschränkt.

(2) Die Geschäftsverteilung innerhalb der Werkleitung
regelt der Direktor des Landschaftsverbandes mit
Zustimmung des Werksausschusses durch Dienstanwei-
sung.

(3) Jedes Mitglied der Werkleitung ist in seinem Auf-
gabengebiet berechtigt, allein zu handeln. Entscheidun-
gen von übergreifender Bedeutung sind gemeinsam zu
treffen. 

Bei Meinungsverschiedenheiten trifft die Erste Werk-
leiterin bzw. der Erste Werkleiter die abschließende Ent-
scheidung. Die abweichende Meinung kann im Werks-
ausschuss und dem Direktor des Landschaftsverbandes
vorgetragen werden.

Sonderregelung zu § 5 Abs. 3 

Rheinisches Heilpädagogisches Heim Düren: 

(3) Jedes Mitglied der Werkleitung ist in seinem Aufga-
bengebiet berechtigt, allein zu handeln. Entscheidungen
von übergreifender Bedeutung sind gemeinsam zu tref-
fen, wobei die Erste Werkleiterin bzw. der Erste Werk-
leiter nicht überstimmt werden kann. Die abweichende
Meinung kann im Werksausschuss und dem Direktor des
Landschaftsverbandes vorgetragen werden. 

(4) Führt eine Entscheidung zu Ausgaben, die ein Defi-
zit verursachen, das vom Träger zu finanzieren wäre,
muss die Leiterin bzw. der Leiter des Wirtschafts- und
Verwaltungsdienstes den Werksausschuss und den Direk-
tor des Landschaftsverbandes unverzüglich unterrichten.
Bis zur Entscheidung des Trägers darf der Beschluss
nicht umgesetzt werden. Das weitere Verfahren richtet
sich nach § 12 Abs. 3.

§ 6

Vertretung

(1) In den Angelegenheiten des Heimes, die der Ent-
scheidung der Werkleitung unterliegen, wird der Land-
schaftsverband durch diese gemeinschaftlich vertreten.
Die Einzelheiten regelt die Dienstanweisung.

(2) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der
Beauftragten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefug-
nisse werden durch die Werkleitung öffentlich bekannt
gegeben. Die Vertretungsberechtigten und die Beauftrag-
ten unterzeichnen unter dem Namen des Heimes.

(3) Bei verpflichtenden Erklärungen für das Heim ist
nach § 21 LVerbO zu verfahren. Auf Verpflichtungen, die
zur Durchführung der laufenden Betriebsführung einge-
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gangen werden, findet § 21 Abs. 1 LVerbO keine Anwen-
dung.

§ 7

Zuständigkeit der Landschaftsversammlung

(1) Die Landschaftsversammlung entscheidet über

1. Erlass, Änderung und Aufhebung der Betriebssatzung,

2. Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes
einschl. des Investitionsprogramms,

3. Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung
eines Gewinns oder Behandlung eines Verlustes,

4. Rückzahlung von Eigenkapital an den Landschafts-
verband.

(2) Sie berät über die aus dem Erfolgsplan entwickelte
Finanzplanung.

§ 8

Zuständigkeit des Landschaftsausschusses

Der Landschaftsausschuss entscheidet über alle Ange-
legenheiten, die nicht zu den Aufgaben der laufenden
Betriebsführung gehören, soweit nicht die Landschafts-
versammlung oder der Werksausschuss zu entscheiden
haben. Er entscheidet insbesondere über

1. Aufgabenstellung und Zielplanung,

2. Rahmenvorgaben, Messziffern, Richtzahlen, einschl.
Stellenschlüssel sowie Festlegung von Versorgungs-,
Betreuungs- und Unterbringungsstandards,

3. Grundsatzfragen des Konzepts und der Planung von
Investitionsmaßnahmen, soweit die Kosten im Ein-
zelfall voraussichtlich 500.000 EUR überschreiten,

4. Rangfolge mittel- und langfristiger Investitionen im
Rahmen der Förderung aus öffentlichen Mitteln und
aus Haushaltsmitteln des Landschaftsverbandes,

5. Einstellung, Bestellung und Abberufung der Mitglie-
der der Werkleitung und ihrer Vertreter und Vertrete-
rinnen,

6. Allgemeine Vertrags-/Anstellungsbedingungen für
die Mitglieder der Werkleitung,

7. Auflösung des Heimes oder wesentlicher Teile von
ihm,

8. Festlegung oder Änderung von Einzugsbereichen,

9. Durchführung einer Weisung des Direktors des Land-
schaftsverbandes nach § 12 Abs. 1,

10. Zuordnung von Grundstücken zum Sondervermögen,

11. An- und Verkauf von Grundstücken sowie die Bestel-
lung dinglicher Rechte an Grundstücken,

12. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu
öffentlichen Planungsvorhaben, soweit das Sonder-
vermögen betroffen ist, ausgenommen Flächennut-
zungspläne und Bebauungspläne; die Werkleitung ist
vor Abgabe der Stellungnahme anzuhören,

13. Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Direktor
des Landschaftsverbandes und dem Werksausschuss
gemäß § 10 Abs. 2.

§ 9

Zuständigkeit des Ausschusses 
für die Rheinischen Heilpädagogischen Heime

(1) Der Ausschuss für die Rheinischen Heilpädagogi-
schen Heime entscheidet als Fachausschuss über das
Konzept und die Planungsvorgaben für Investitionen,
soweit die Gesamtkosten der Maßnahmen 500.000 EUR
überschreiten; die Zuständigkeiten des Landschaftsaus-
schusses bei Einzelprojekten nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 
ZustVerfO bleibt unberührt. 

Darüber hinaus berät er in dieser Eigenschaft insbe-
sondere über 

1. Aufgabenstellung und Zielplanung der Heime,

2. Fortentwicklung und Ziele der Betreuung von Men-
schen mit geistiger Behinderung im Rheinland sowie

Errichtung neuer Heime und Übernahme bestehender
Einrichtungen, 

3. Zweckänderung von Heimen, 

4. Haushaltsplan und Investitionsprogramm,

5. sachliche, räumliche und personelle Rahmenvorgaben,
Messziffern und Richtzahlen, einschließlich Stellen-
schlüssel,

6. Festlegung oder Änderung von Betreuungs- und
Unterbringungsstandards.

(2) Der Ausschuss für die Rheinischen Heilpädagogi-
schen Heime ist gleichzeitig Werksausschuss für die Heil-
pädagogischen Heime entsprechend der Eigenbetriebs-
verordnung.

In dieser Funktion berät er über alle Angelegenheiten
der Heime, die der Entscheidung der Landschaftsver-
sammlung, des Landschaftsausschusses oder eines ande-
ren Fachausschusses vorbehalten sind, insbesondere über

1. den Entwurf des Wirtschaftsplans, des Finanzplans
und des Investitionsprogramms sowie über den Jah-
resabschluss und den Lagebericht,

2. Einstellung, Bestellung und Abberufung der Mitglie-
der der Werkleitung und ihrer Vertreter und Vertrete-
rinnen,

3. Festlegung oder Änderung von Versorgungsbereichen,

4. Allgemeine Vertrags-/Anstellungsbedingungen für die
Mitglieder der Werkleitung,

5. Zuordnung von Grundstücken zum Sondervermögen,

6. An- und Verkauf von Grundstücken sowie Bestellung
dinglicher Rechte an Grundstücken,

7. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu öffent-
lichen Planungsvorhaben, soweit das Heim als Son-
dervermögen betroffen ist, ausgenommen Flächennut-
zungspläne und Bebauungspläne; die Werkleitung ist
vor Abgabe der Stellungnahme anzuhören,

8. Durchführung einer Weisung des Direktors des Land-
schaftsverbandes nach § 12 Abs. 1.

(3) Neben den Regelungen in § 10 Abs. 7 sowie § 11
Abs. 2 entscheidet der Ausschuss für die Heilpädagogi-
schen Heime in seiner Funktion als Werksausschuss über

1. Die Festlegung der Allgemeinen Vertragsbedingungen,

2. Erfolgsgefährdende Mehraufwendungen, sofern sie
nicht unabweisbar und nicht eilbedürftig sind,

3. nicht eilbedürftige Mehrausgaben von mehr als
50.000 EUR oder 30% des Ansatzes für Einzelvorha-
ben des Vermögensplans, mindestens jedoch 25.000
EUR, sofern nicht andere Gremien in ihrer Zustän-
digkeit über die Maßnahmen entschieden haben, 

4. Miet- und Pachtverträge über Grundstücke und
Räume des Sondervermögens und mit einer Monats-
miete/-pacht von mehr als 3.000 EUR,

5. Stundungen von Forderungen von mehr als 25.000
EUR sowie Erlass/Niederschlagung von Forderungen
von mehr als 10.000 EUR,

6. Annahme der Budgetvereinbarung mit Sozialleis-
tungsträgern,

7. Benennung des Prüfers für den Jahresabschluss,

8. Aufträge nach VOL bei einem Vergabewert von mehr
als 100.000 EUR,

9. Aufträge nach VOB mit einem Vergabewert von mehr
als 100.000 EUR bei kurzfristigen Investitionen sowie
mittel- und langfristigen Investitionen, soweit die
Gesamtkosten der Maßnahme 500.000 EUR nicht
überschreiten,

10. Maßnahmen des Umweltschutzes von grundsätzli-
cher Bedeutung.

§ 10

Direktor des Landschaftsverbandes

(1) Der Direktor des Landschaftsverbandes ist Dienst-
vorgesetzter aller Dienstkräfte des Heimes. Er übt die
Dienst- und Fachaufsicht aus. Er achtet darauf, dass die
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Tätigkeit der Werkleitung mit dem geltenden Recht und
den allgemeinen Zielen des Landschaftsverbandes im
Einklang steht. 

Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwaltungsfüh-
rung kann er der Werkleitung Weisungen erteilen (vgl. § 6
Abs. 2 Eigenbetriebsverordnung).

(2) Glaubt die Werkleitung, nach pflichtgemäßem
Ermessen die Verantwortung für die Durchführung einer
Weisung des Direktors des Landschaftsverbandes nicht
übernehmen zu können, so hat sie sich an den Werksaus-
schuss zu wenden. Wird keine Übereinstimmung zwi-
schen dem Werksausschuss und dem Direktor des Land-
schaftsverbandes erzielt, so ist die Entscheidung des
Landschaftsausschusses herbeizuführen. 

(3) Die Werkleitung hat den Direktor des Landschafts-
verbandes über alle wichtigen Angelegenheiten zu unter-
richten und ihm auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Sie
hat ihn – ebenso wie den Werksausschuss – vierteljährlich
über die Entwicklung der Aufwendungen und Erträge
sowie über die Abwicklung des Vermögensplans schriftlich
zu unterrichten. Im zweiten Halbjahr des Wirtschaftsjah-
res erfolgt die Unterrichtung monatlich mit einer Hoch-
rechnung auf das voraussichtliche Betriebsergebnis. 

(4) Wird die Wahrnehmung von wesentlichen Aufgaben
des Heimes durch die Werkleitung nicht sichergestellt
oder einigen sich die Werkleitungen mehrerer Heime über
die Zuständigkeit zur Wahrnehmung einer Aufgabe
nicht, trifft der Direktor des Landschaftsverbandes die
erforderlichen Anordnungen. Über die getroffenen
Anordnungen ist der Werksausschuss unverzüglich zu
unterrichten.

(5) Der Direktor des Landschaftsverbandes bereitet die
Beschlüsse des Landschaftsausschusses vor, insbesondere
zu den Punkten

1. Aufgabenstellung und Zielplanung der Heime,

2. Rahmenvorgaben, Messziffern, Richtzahlen, einschl.
Stellenschlüssel sowie Festlegung von Versorgungs-,
Betreuungs- und Unterbringungsstandards,

3. Grundsatzfragen des Konzepts und der Planung von
Investitionsmaßnahmen, soweit die Kosten im Einzel-
fall voraussichtlich 500.000 EUR überschreiten,

4. Rangfolge mittel- und langfristiger Investitionen im
Rahmen der Förderung aus öffentlichen Mitteln und
aus Haushaltsmitteln des Landschaftsverbandes.

Er bereitet die Beschlüsse des Ausschusses für die
Rhein. Heilpädagogischen Heime und des Werksaus-
schusses vor.

(6) Der Direktor des Landschaftsverbandes ist, unbe-
schadet der Zuständigkeit des Landschaftsausschusses
und der Fachausschüsse, zuständig für

1. Rahmenvorgaben für die Organisation des Heimes,

2. Grundsatzfragen in Aus-, Fort- und Weiterbildungs-
angelegenheiten für den heilpädagogischen und 
pflegerischen Dienst sowie Durchführung zentraler
Maßnahmen,

3. Grundsatzfragen der Aufnahme und Unterbringung
der Menschen mit geistiger Behinderung,

4. Förderung von Investitionen,

5. Angelegenheiten des Leistungs-, Pflegekosten- und
Gebührenrechts, soweit für alle Heime eine einheitli-
che Regelung erforderlich ist,

6. Budgetverhandlungen im Einvernehmen und unter
grundsätzlicher Beteiligung der Werkleitung,

7. Steuerangelegenheiten,

8. Versicherungsverträge einschl. Schadensregulierung,

9. Rechtsstreitigkeiten aller Gerichtsbarkeiten ab der 2.
Instanz,

10. Miet- und Pachtverträge über Grundstücke und
Räume außerhalb des Sondervermögens,

11. Systeme der automatisierten Datenverarbeitung und
deren Verbund,

12. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu Flä-
chennutzungsplänen und Bebauungsplänen; die

Werkleitung ist vor Abgabe der Stellungnahme anzu-
hören.

(7) Der Direktor des Landschaftsverbandes regelt mit
Zustimmung des Werksausschusses in einer Dienstan-
weisung die Geschäftsverteilung innerhalb der Werklei-
tung sowie ihre Zuständigkeit im Einzelnen.

(8) In Fällen äußerster Dringlichkeit kann der Direktor
des Landschaftsverbandes Anordnungen, die einen
Beschluss des Landschaftsausschusses oder des Werks-
ausschusses erfordern, ohne eine solche Entscheidung im
Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Landschafts-
ausschusses treffen. Der Landschaftsausschuss und der
Werksausschuss sind unverzüglich zu unterrichten. Der
Landschaftsausschuss kann die Dringlichkeitsentschei-
dung aufheben. 

(9) Der Direktor des Landschaftsverbandes entscheidet
bei Ausführung des Erfolgsplanes über erfolgsgefähr-
dende Mehraufwendungen, wenn Eile geboten ist, es sei
denn, die Aufwendungen sind unabweisbar. Der Werks-
ausschuss ist danach unverzüglich zu unterrichten.

(10) Der Direktor des Landschaftsverbandes entschei-
det über Ausführung des Vermögensplanes, wenn Mehr-
ausgaben für das Einzelvorhaben anfallen, die den
Betrag von 50.000 EUR oder 30% des Ansatzes, mindes-
tens jedoch 25.000 EUR überschreiten und Eile geboten
ist. 

Die zuständigen Ausschüsse sind danach unverzüglich
zu unterrichten.

§ 11

Personalangelegenheiten

(1) Die Mitglieder der Werkleitung, deren Vertreter und
Vertreterinnen werden aufgrund eines Beschlusses des
Landschaftsausschusses vom Direktor des Landschafts-
verbandes eingestellt, bestellt und abberufen.

(2) Angestellte als Leiterinnen bzw. Leiter besonderer
Aufgabenbereiche (Vergütungsgruppe BAT II oder höher)
werden aufgrund eines Beschlusses des Werksausschus-
ses von der Werkleitung eingestellt. Die übrigen Ange-
stellten und die Arbeiterinnen bzw. Arbeiter des Heimes
werden von der Werkleitung eingestellt.

(3) Für Entlassungen, Kündigungen und andere
arbeitsrechtliche Maßnahmen der in Absatz 2 genannten
Angestellten und Arbeiterinnen bzw. Arbeiter ist die
Werkleitung zuständig, im Übrigen der Direktor des
Landschaftsverbandes.

(4) Vor Eingruppierungen, Kündigungen oder Entlas-
sungen durch den Direktor des Landschaftsverbandes ist
die Werkleitung zu hören.

§ 12

Stellung des Kämmerers

(1) Die Werkleitung hat dem Kämmerer den Entwurf
des Wirtschaftsplans, des Finanzplans, des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes zuzuleiten. Sie hat dem
Kämmerer ferner die vierteljährlichen Zwischenberichte
sowie die Ergebnisse der geführten Statistiken und der
Kosten- und Leistungsrechnungen zur Verfügung zu stel-
len. Auf Verlangen hat sie darüber hinaus alle sonstigen
finanzwirtschaftlichen Auskünfte sowie Zwischenbe-
richte auch in kürzeren Zeitabständen zu erteilen.

(2) Tritt der Kämmerer einem nach Absatz 1 Satz 1 vor-
gelegten Entwurf nicht bei, so ist der Entwurf den Ein-
wendungen entsprechend zu ändern, soweit der Direktor
des Landschaftsverbandes dies verlangt. In diesem Fall
ist der Werksausschuss zu unterrichten.

(3) Vor Entscheidungen über erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen und sonstige finanzwirtschaftliche
Angelegenheiten, die den Haushalt des Landschaftsver-
bandes berühren, ist der Kämmerer im Werksausschuss
zu hören. Wird dort kein Einvernehmen erzielt, ist die
Angelegenheit über den Finanz- und Wirtschaftsaus-
schuss dem Landschaftsausschuss zur Entscheidung vor-
zulegen. 

(4) Die Werkleitung hat dem Kämmerer Zuschussan-
träge – ausgenommen für Investitionsförderungen –
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zuzuleiten. Tritt der Kämmerer nicht bei, entscheidet der
Direktor des Landschaftsverbandes. Absatz 2 Satz 2 gilt
entsprechend.

§ 13

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

(1) Das Heim ist zweckmäßig und wirtschaftlich im
Rahmen des festzulegenden Betreuungsstandards und
unter Einhaltung des Budgets zu führen.

(2) Das Heim ist als Sondervermögen zu verwalten und
nachzuweisen. Auf die Erhaltung des Sondervermögens
ist zu achten.

(3) Das Wirtschaftsjahr des Heimes entspricht dem
Haushaltsjahr des Landschaftsverbandes.

(4) Für das Heim ist ein Wirtschaftsplan, bestehend aus
Erfolgsplan, Vermögensplan und Stellenübersicht, unter
Beachtung bundes- und landesrechtlicher Regelungen
aufzustellen.

(5) Der Erfolgsplan ist zu ändern, wenn von veran-
schlagten Erträgen und Aufwendungen in erheblichem
Umfang abgewichen werden muss.

(6) Der Vermögensplan ist insbesondere zu ändern,
wenn die Gesamtsumme der Ausgaben wesentlich erhöht
werden soll oder zusätzliche Deckungsmittel aus dem
Haushalt des Landschaftsverbandes zum Ausgleich des
Planes notwendig werden.

(7) Die Buchführung des Heimes wird nach den Regeln
der kaufmännischen doppelten Buchführung geführt.

(8) Der Jahresabschluss ist durch eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft zu prüfen.

(9) Für die Prüfung der Wirtschaftsführung und des
Rechnungswesens durch das Rechnungsprüfungsamt gel-
ten die Vorschriften der Rechnungsprüfungsordnung des
Landschaftsverbandes.

§ 14

Gewinnverwendung

Ein etwaiger Gewinn darf nur entnommen werden,
wenn die Kapitalausstattung und Finanzlage des Heimes
die Entnahme gestatten und er zu satzungsgemäßen Zwe-
cken verwendet wird.

§ 15

Kassenführung

Für die Kassenführung ist eine Sonderkasse eingerich-
tet, die organisatorisch Teil der Verwaltung ist. Die Ein-
zelheiten regelt eine Dienstanweisung des Direktors des
Landschaftsverbandes.

§ 16

In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt zum 1. Juli 2004 in Kraft.

(2) Gleichzeitig wird die von der Landschaftsversamm-
lung Rheinland am 27. September 2001 beschlossene
Betriebssatzung für die Rheinischen Heilpädagogischen
Heime des Landschaftsverbandes Rheinland vom
28. September 2001 (GV. NRW. S. 752) aufgehoben.

Der Vorsitzende
der Landschaftsversammlung Rheinland

S c h i t t g e s

Der Schriftführer
der Landschaftsversammlung Rheinland

M o l s b e r g e r

Die vorstehende Neufassung der Betriebssatzung für
die Rheinischen Heilpädagogischen Heime des Land-
schaftsverbandes Rheinland wird gemäß § 6 Abs. 2 Land-
schaftsverbandsordnung in der z.Zt. geltenden Fassung
bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der

Landschaftsverbandsordnung gegen die Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

– eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

– die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

– der Direktor des Landschaftsverbandes hat den
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

– der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 18. Mai 2004

Der Direktor 
des Landschaftsverbandes Rheinland

M o l s b e r g e r

– GV. NRW. 2004 S. 294

2022
Neufassung der Betriebssatzung 

für die Krankenhauszentralwäschereien 
des Landschaftsverbandes Rheinland

Vom 18. Mai 2004

Aufgrund von § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 Buchstabe d der
Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 2. Juli 2002 (GV. NRW.
S. 284), hat die Landschaftsversammlung Rheinland am
18. Mai 2004 folgende Neufassung der Betriebssatzung
für die Krankenhauszentralwäschereien des Land-
schaftsverbandes Rheinland beschlossen:

§ 1

Gegenstand und Zweck des Betriebes

(1) Die Krankenhauszentralwäschereien des Land-
schaftsverbandes Rheinland werden organisatorisch, ver-
waltungsmäßig und finanzwirtschaftlich gesondert wie
ein Eigenbetrieb nach den dafür geltenden gesetzlichen
Vorschriften und den Bestimmungen dieser Betriebssat-
zung geführt.

(2) Zweck des Betriebes ist die Sicherstellung der
Wäscheversorgung, vorrangig der Einrichtungen des
Landschaftsverbandes Rheinland.

(3) Der Betrieb kann Neben- und Hilfsbetriebe unter-
halten, die seinen Betriebszweck fördern und wirtschaft-
lich mit ihm zusammenhängen.

§ 2

Name des Betriebes

Der Betrieb führt die Bezeichnung „Krankenhauszent-
ralwäschereien des Landschaftsverbandes Rheinland“
(nachfolgend: Krankenhauszentralwäschereien).

§ 3

Werkleitung

(1) Die Werkleitung muss die notwendigen fachlichen,
kaufmännischen und technischen Voraussetzungen zur
Wahrnehmung der Leitungsfunktionen erbringen. Die
Werkleitung ist dafür verantwortlich, dass die Kranken-
hauszentralwäschereien nach wirtschaftlichen Grund-
sätzen geführt werden.

(2) Die Werkleitung wird durch die jeweilige Leite-
rin/den jeweiligen Leiter des Wirtschafts- und Verwal-
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tungsdienstes der Rheinischen Kliniken Bedburg-Hau in
Personalunion wahrgenommen.

(3) Die Aufgabe der Vertretung der Werkleitung wird
von der/dem allgemeinen Vertreterin/Vertreter der Leite-
rin/des Leiters des Wirtschafts- und Verwaltungsdienstes
der Rheinischen Kliniken Bedburg-Hau wahrgenommen.

(4) Die Leiterin/Der Leiter des Wirtschafts- und Ver-
waltungsdienstes hat in ihrer/seiner Funktion als Werk-
leitung der Krankenhauszentralwäschereien ausschließ-
lich deren Interessen zu wahren. Sie/Er bedient sich zur
Wahrnehmung seiner Aufgaben der Verwaltung der Rhei-
nischen Kliniken Bedburg-Hau.

(5) Die Werkleitung handelt selbständig, soweit nicht
durch Landschaftsverbandsordnung, Eigenbetriebsver-
ordnung oder diese Satzung etwas anderes bestimmt ist.
Der Werkleitung obliegt insbesondere die laufende
Betriebsführung. Näheres regelt eine Dienstanweisung,
die der Direktor des Landschaftsverbandes im Benehmen
mit dem Werksausschuss erlässt.

§ 4

Werksausschuss

(1) Der Werksausschuss ist Fachausschuss im Sinne der
Landschaftsverbandsordnung. Seine Rechte und Pflich-
ten regelt die Eigenbetriebsverordnung, soweit in dieser
Satzung nichts anderes bestimmt ist. Seine Zusammen-
setzung regelt die Hauptsatzung.

(2) Der Direktor des Landschaftsverbandes oder sein
Vertreter kann im Werksausschuss jederzeit das Wort ver-
langen.

(3) An Beratungen des Ausschusses nimmt die Werklei-
tung teil; die Werkleitung ist berechtigt und auf Verlan-
gen verpflichtet, ihre Ansicht zu einem Punkt der Tages-
ordnung darzulegen.

§ 5

Aufgaben des Werksausschusses

(1) Der Werksausschuss berät alle Angelegenheiten vor,
die in der Landschaftsversammlung, dem Landschafts-
ausschuss oder einem anderen Fachausschuss zu ent-
scheiden sind.

(2) Neben der Regelung in § 8 Abs. 3 und § 10 Abs. 1
entscheidet der Werksausschuss über:

1. Richtlinien der Geschäftsführung,

2. Festlegung der Lieferbedingungen (insbesondere Fest-
legung der Wäschepreise),

3. Erfolgsgefährdende Mehraufwendungen, sofern sie
nicht unabweisbar und nicht eilbedürftig sind,

4. nicht eilbedürftige Mehrausgaben von mehr als 50.000
EUR oder mehr als 30 % des Ansatzes für Einzelvor-
haben des Vermögensplanes, mindestens jedoch 25.000
EUR, sofern nicht andere Gremien in ihrer Zuständig-
keit über die Maßnahmen entschieden haben,

5. Benennung des Prüfers für den Jahresabschluss und
den Lagebericht (Jahresabschlussprüfung), der mög-
lichst nach fünf Jahren zu wechseln ist,

6. Aufträge nach VOL bei einem Vergabewert von mehr
als 100.000 EUR,

7. Aufträge nach VOB mit einem Vergabewert von mehr
als 100.000 EUR bei kurzfristigen Investitionen sowie
bei mittel- und langfristigen Investitionen, soweit die
Gesamtkosten der Maßnahme 500.000 EUR nicht
überschreiten,

8. Miet- und Pachtverträge für Grundstücke und Räume
des Sondervermögens mit einer Monatsmiete/-pacht
von mehr als 500 EUR,

9. Stundung von Forderungen von mehr als 15.000 EUR
sowie Erlass/Niederschlagung von Forderungen von
mehr als 2.500 EUR.

§ 6

Zuständigkeit des Landschaftsausschusses

(1) Der Landschaftsausschuss entscheidet über alle
Angelegenheiten, die ihm durch die Landschaftsver-

bandsordnung und durch diese Satzung vorbehalten
sind.

(2) Der Landschaftsausschuss entscheidet insbesondere
über:

1. Bestellung und Abberufung der Werkleitung,

2. allgemeine Vertrags- und Anstellungsbedingungen
für die Werkleitung,

3. Stilllegung bzw. Hinzufügen wesentlicher Betriebs-
teile,

4. Zuordnung von Grundstücken zum Sondervermögen,

5. An- und Verkauf von Grundstücken sowie die Bestel-
lung dinglicher Rechte an Grundstücken,

6. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu
öffentlichen Planungsvorhaben, soweit das Sonder-
vermögen betroffen ist, ausgenommen Flächennut-
zungspläne und Bebauungspläne. Die Werkleitung ist
vor Abgabe der Stellungnahme anzuhören,

7. Durchführung einer Weisung des Direktors des Land-
schaftsverbandes nach § 8 Abs. 2,

8. mittel- und langfristige Investitionen, soweit die
Gesamtkosten der Maßnahme 500.000 EUR über-
schreiten.

9. Maßnahmen des Umweltschutzes von grundsätzli-
cher Bedeutung,

10. Planungsvorgaben zur Energieversorgung,

11. Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Direktor
des Landschaftsverbandes und dem Werksausschuss.

§ 7

Zuständigkeit der Landschaftsversammlung

(1) Die Landschaftsversammlung entscheidet über:

1. Erlass, Änderung und Aufhebung der Betriebssatzung,

2. Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes ein-
schließlich des Investitionsprogramms,

3. Feststellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richtes sowie Verwendung eines Gewinns oder
Behandlung eines Verlustes,

4. Auflösung der Krankenhauszentralwäschereien des
Landschaftsverbandes,

5. Rückzahlung von Eigenkapital an den Landschafts-
verband.

(2) Sie berät über die aus dem Erfolgsplan entwickelte
Finanzplanung.

§ 8

Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland

(1) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
ist Dienstvorgesetzter aller Beschäftigten der Kranken-
hauszentralwäschereien des Landschaftsverbandes.

Er achtet darauf, dass die Tätigkeit der Werkleitung
mit dem geltenden Recht und den allgemeinen Zielen des
Landschaftsverbandes im Einklang steht. Im Interesse
der Einheitlichkeit der Verwaltungsführung kann er ent-
sprechend § 6 Abs. 2 Eigenbetriebsverordnung der Werk-
leitung Weisungen erteilen.

(2) Glaubt die Werkleitung, nach pflichtgemäßem
Ermessen die Verantwortung für die Durchführung einer
Weisung nicht übernehmen zu können, und führt ein Hin-
weis auf entgegenstehende Bedenken nicht zu einer
Änderung der Weisung, so kann sich die Werkleitung an
den Werksausschuss wenden. Wird keine Übereinstim-
mung zwischen dem Werksausschuss und dem Direktor
des Landschaftsverbandes Rheinland erzielt, so ist die
Entscheidung des Landschaftsausschusses herbeizufüh-
ren.

(3) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
regelt mit Zustimmung des Werksausschusses in einer
Dienstanweisung die Geschäftsverteilung der Werklei-
tung sowie ihre Zuständigkeit im Einzelnen.

(4) Die Werkleitung hat den Direktor des Landschafts-
verbandes über alle wichtigen Angelegenheiten zu unter-
richten und ihm auf Verlangen Auskunft zu erteilen.
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Sie hat ihn – ebenso wie den Werksausschuss – viertel-
jährlich über die Entwicklung der Aufwendungen und
Erträge sowie über die Abwicklung des Vermögensplanes
schriftlich zu unterrichten. Ab dem 2. Halbjahr eines
Wirtschaftsjahres erfolgt die Unterrichtung des Direk-
tors des Landschaftsverbandes monatlich mit einer
Hochrechnung auf das voraussichtliche Betriebsergebnis. 

(5) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
bereitet im Benehmen mit der Werkleitung die Vorlagen
für die Landschaftsversammlung oder den Landschafts-
ausschuss vor. Er ist, unbeschadet der Zuständigkeit des
Landschaftsausschusses und der Fachausschüsse,
zuständig für:

1. Rahmenvorgaben für die Organisation der Zentralwä-
schereien,

2. Förderung von Investitionen,

3. Steuerangelegenheiten,

4. Versicherungsverträge, einschließlich Schadensregu-
lierung,

5. Rechtsstreitigkeiten,

6. Miet- und Pachtverträge über Grundstücke und
Räume außerhalb des Sondervermögens,

7. Systeme der automatisierten Datenverarbeitung und
deren Verbund,

8. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu Flä-
chennutzungsplänen und Bebauungsplänen. Die
Werkleitung ist vor Abgabe der Stellungnahme anzu-
hören.

(6) In Fällen äußerster Dringlichkeit kann der Direktor
des Landschaftsverbandes Rheinland Anordnungen, die
einen Beschluss des Landschaftsausschusses oder des
Werksausschusses erfordern, ohne eine solche Entschei-
dung im Einverständnis mit dem Vorsitzenden des Land-
schaftsausschusses treffen. Der Landschaftsausschuss
und der Werksausschuss sind unverzüglich zu unterrich-
ten. Der Landschaftsausschuss kann die Dringlichkeits-
entscheidung aufheben.

§ 9

Der Kämmerer

(1) Die Werkleitung hat dem Kämmerer den Entwurf
des Wirtschaftsplans einschließlich der Finanzplanung
sowie des Jahresabschlusses und des Lageberichtes zuzu-
leiten. Sie hat dem Kämmerer ferner die vierteljährlichen
Zwischenberichte sowie die Ergebnisse der geführten
Kosten- und Leistungsrechnungen zur Verfügung zu stel-
len. Auf Verlangen hat sie darüber hinaus alle sonstigen
finanzwirtschaftlichen Auskünfte sowie Zwischenbe-
richte auch in kürzeren Zeitabständen zu erteilen.

(2) Tritt der Kämmerer einem nach Absatz 1 Satz 1 vor-
gelegten Entwurf nicht bei, so ist der Entwurf den Ein-
wendungen entsprechend zu ändern, soweit der Direktor
des Landschaftsverbandes dies verlangt. In diesem Fall
ist der Werksausschuss zu unterrichten.

(3) Vor Entscheidungen über finanzwirtschaftliche
Angelegenheiten, die den Haushalt des Landschaftsver-
bandes berühren, ist der Kämmerer im Werksausschuss
zu hören. Wird dort kein Einvernehmen erzielt, ist die
Angelegenheit über den Finanz- und Wirtschaftsaus-
schuss dem Landschaftsausschuss zur Entscheidung vor-
zulegen.

§ 10

Personalangelegenheiten

(1) Die Angestellten, deren Vergütung sich nach der
Vergütungsgruppe III BAT richtet oder darüber liegt,
werden auf Vorschlag der Werkleitung im Einvernehmen
mit dem Werksausschuss vom Direktor des Landschafts-
verbandes Rheinland eingestellt.

(2) Die Angestellten der Krankenhauszentralwäsche-
reien, deren Vergütung sich nach der Vergütungsgruppe
IV a BAT richtet oder geringer ist, sowie die Arbeiter
werden nach Maßgabe der Stellenübersicht von der
Werkleitung eingestellt.

(3) Für Entlassungen und Kündigungen der in den
Absätzen 1 und 2 genannten Angestellten und Arbeiter
ist die Werkleitung zuständig.

(4) Vor Eingruppierungen, Kündigungen oder Entlas-
sungen durch den Direktor des Landschaftsverbandes ist
die Werkleitung zu hören.

§ 11

Vertretung der Krankenhauszentralwäschereien 
des Landschaftsverbandes Rheinland

(1) Die Werkleitung vertritt den Landschaftsverband
Rheinland in den Angelegenheiten der Krankenhauszent-
ralwäschereien.

(2) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der
Beauftragten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefug-
nisse werden öffentlich bekannt gemacht.

(3) Bei verpflichtenden Erklärungen für den Betrieb ist
nach § 21 LVerbO zu verfahren. Auf Verpflichtungen, die
zur Durchführung der laufenden Betriebsführung einge-
gangen werden, findet § 21 Abs. 1 LVerbO keine Anwen-
dung.

(4) Der Schriftwechsel der Krankenhauszentralwä-
schereien wird sowohl in Angelegenheiten der laufenden
Betriebsführung als auch in Ausführung von Beschlüssen
des Werksausschusses und der Landschaftsversammlung
bzw. des Landschaftsausschusses unter der Bezeichnung
„Landschaftsverband Rheinland Krankenhauszentral-
wäschereien“ geführt.

§ 12

Wirtschaftsplan

(1) Der Wirtschaftsplan, bestehend aus Erfolgsplan,
Vermögensplan, Stellenübersicht, und die Finanzplanung
sind von der Werkleitung aufzustellen und dem Kämme-
rer des Landschaftsverbandes Rheinland vorzulegen.

(2) Eine erhebliche Abweichung vom Erfolgsplan mit
der Folge der unverzüglichen Änderung liegt vor, wenn
das voraussichtliche Jahresergebnis sich gegenüber dem
im Erfolgsplan veranschlagten um mehr als 1 % der
Summe der erfolgswirksamen Aufwendungen ver-
schlechtert.

(3) Eine erheblich höhere Zuführung aus dem Träger-
haushalt zum Vermögensplan liegt vor, wenn mehr als
100.000 EUR zum Ausgleich des Vermögensplans zuge-
führt werden müssen.

(4) Eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in der
Stellenübersicht vorgesehenen Stellen liegt vor, wenn die
Gesamtstellenzahl um mehr als 10 % vermehrt oder mehr
als 10 % der Stellen um mehr als eine Vergütungs-/Lohn-
gruppe angehoben werden.

§ 13

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

(1) Die Krankenhauszentralwäschereien sind als Son-
dervermögen zu verwalten und nachzuweisen. Auf die
Erhaltung des Sondervermögens ist Bedacht zu nehmen.

(2) Das Wirtschaftsjahr der Krankenhauszentralwä-
schereien entspricht dem Haushaltsjahr des Landschafts-
verbandes Rheinland.

(3) Die Buchführung der Krankenhauszentralwäsche-
reien wird nach den Regeln der doppelten kaufmänni-
schen Buchführung geführt.

(4) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind bis
zum Ablauf von 6 Monaten nach Ende des Wirtschafts-
jahres aufzustellen. Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt sind durch einen Wirtschaftsprüfer zu prüfen.

(5) Für die Prüfung der Wirtschaftsführung und des
Rechnungswesens durch das Rechnungsprüfungsamt gel-
ten die Vorschriften der Rechnungsprüfungsordnung des
Landschaftsverbandes Rheinland.
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§ 14

Stammkapital

Das Stammkapital der Krankenhauszentralwäsche-
reien beträgt 5.625.000 EUR.

§ 15

In-Kraft-Treten

(1) Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW in Kraft.

(2) Gleichzeitig wird die von der Landschaftsversamm-
lung Rheinland am 27. September 2001 beschlossene
Betriebssatzung für die Krankenhauszentralwäschereien
des Landschaftsverbandes Rheinland vom 28. September
2001 (GV. NRW. S. 758) aufgehoben.

Der Vorsitzende
der Landschaftsversammlung Rheinland

S c h i t t g e s

Der Schriftführer
der Landschaftsversammlung Rheinland

M o l s b e r g e r

Die vorstehende Neufassung der Betriebssatzung für
die Krankenhauszentralwäschereien des Landschaftsver-
bandes Rheinland wird gemäß § 6 Abs. 2 Landschaftsver-
bandsordnung in der z.Zt. geltenden Fassung bekannt
gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Landschaftsverbandsordnung gegen die Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

– eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

– die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

– der Direktor des Landschaftsverbandes hat den
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

– der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 18. Mai 2004

Der Direktor
des Landschaftsverbandes Rheinland

M o l s b e r g e r

– GV. NRW. 2004 S. 297

2022
Neufassung der Betriebssatzung 

für die Rheinischen Kliniken und die 
Rheinische Klinik für Orthopädie Viersen 

des Landschaftsverbandes Rheinland
Vom 18. Mai 2004

Aufgrund von § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 Buchstabe d der
Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 284), hat
die Landschaftsversammlung Rheinland am 18. Mai 2004
folgende Neufassung der Betriebssatzung für die Rheini-
schen Kliniken und die Rheinische Klinik für Orthopädie
Viersen des Landschaftsverbandes Rheinland beschlos-
sen:

§ 1

Rechtsgrundlagen

Der Landschaftsverband Rheinland betreibt unter dem
Namen 

„Rheinische Kliniken 

Bedburg-Hau

Bonn

Düren

Köln

Langenfeld

Mönchengladbach

Viersen

Düsseldorf – Kliniken der Heinrich-Heine-Universität
Düsseldorf –

Essen – Kliniken/Institut der Universität/Gesamthoch-
schule Essen – 

Rheinische Klinik für Orthopädie Viersen“

wirtschaftlich und organisatorisch eigenständige Ein-
richtungen, die wie Eigenbetriebe geführt werden.

§ 2

Gemeinnützigkeit

(1) Die Rheinischen Kliniken/die Rheinische Klinik für
Orthopädie Viersen verfolgen ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützige Zwecke gemäß den Bestimmungen
der Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung.

(2) Etwaige Überschüsse dürfen nur für satzungsge-
mäße Zwecke verwendet werden. Anderweitige Mittel-
verwendungen sind unzulässig.

(3) Der Landschaftsverband Rheinland erhält bei Auf-
lösung oder Aufhebung Rheinischer Kliniken bzw. von
Teilen der Kliniken oder bei Wegfall der steuerbegünstig-
ten Zwecke nicht mehr als den gemeinen Wert seiner
geleisteten Sacheinlagen (bzw. eingezahlter Kapitalan-
teile). Die übrigen Vermögenswerte werden nach Auflö-
sung oder Aufhebung der RK bzw. von Teilen der RK für
steuerbegünstigte Zwecke des Landschaftsverbandes
verwendet.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem
Zweck der Rheinischen Kliniken fremd sind, oder durch
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 3

Aufgaben

(1) Als Fachkrankenhäuser sind die Rheinischen Klini-
ken Bestandteile der durch die Krankenhausplanung des
Landes Nordrhein-Westfalen festgelegten regionalen und
gemeindenahen psychiatrischen Versorgungsstrukturen.
Entsprechend diesem Versorgungsauftrag betreiben sie
die zur Sicherstellung der Versorgung erforderlichen
Krankenhauseinrichtungen. Darüber hinaus sind sie am
Aufbau umfassender Verbundsysteme in ihrem Versor-
gungsbereich mit dem Ziel einer engen Verzahnung betei-
ligt.

(2) Die Rheinischen Kliniken haben als Fachkranken-
häuser die Aufgabe,

1. durch ärztliche, pflegerische und medizinisch-rehabi-
litative Hilfeleistungen, die sie durch stationäre, teil-
stationäre, vor- und nachstationäre und ambulante
Behandlung erbringen, Krankheiten zu erkennen, zu
heilen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder Krank-
heitsbeschwerden zu lindern;

2. mit dem Krankenhaus notwendige Ausbildungsein-
richtungen zu betreiben;

3. im Rahmen der ihnen erteilten Anerkennung die Auf-
gaben ärztlicher Weiterbildungsstätten wahrzuneh-
men;

4. Maßregeln der Besserung und Sicherung nach dem
Maßregelvollzugsgesetz des Landes Nordrhein-West-
falen und sonstige strafgerichtlich angeordnete Unter-
bringungen und Behandlungen nach der Maßgabe des
§ 29 MRVG zu vollziehen.

(3) Für Maßregeln der Besserung und Sicherung ist
gemäß § 29 MRVG das Land zuständig. Soweit das Land
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von einer Übertragungsmöglichkeit auf Dritte keinen
Gebrauch gemacht hat, ist – mit Ausnahme der Errich-
tung, Änderung und Nutzungsänderung baulicher Anla-
gen – der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
als staatliche Verwaltungsbehörde zuständig.

(4) Die Rheinischen Kliniken Essen und Düsseldorf
nehmen darüber hinaus Aufgaben der Forschung und
Lehre nach Maßgabe der Verträge zwischen dem Land
NRW und dem Landschaftsverband Rheinland in der
jeweils gültigen Fassung wahr.

(5) Die Rheinischen Kliniken können in wirtschaftlich
und fachlich eigenständigen Betriebsbereichen

1. Aufgaben der medizinischen und sozialen Rehabilita-
tion nach den geltenden leistungsrechtlichen Vor-
schriften;

2. Aufgaben der Pflege nach dem PflegeVG und dem
BSHG wahrnehmen.

(6) Die Rheinische Klinik für Orthopädie Viersen hat
als Fachkrankenhaus die Aufgabe,

1. durch ärztliche, pflegerische und medizinisch-rehabi-
litative Hilfeleistungen, die sie durch stationäre sowie
vor- und nachstationäre Behandlung erbringt, Krank-
heiten zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung
zu verhüten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern;

2. Absatz 2 Nr. 2 und 3 finden entsprechende Anwen-
dung.

(7) Den Rheinischen Kliniken/der Rheinischen Klinik
für Orthopädie Viersen können weitere Aufgaben auf
anderen für die Kranken-/Behindertenversorgung wich-
tigen Gebieten übertragen werden.

(8) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben können sich die Rhei-
nischen Kliniken/die Rheinischen Klinik für Orthopädie
Viersen Dritter bedienen. Sie können im Rahmen dieser
Satzung alle Geschäfte betreiben, die unmittelbar der
Erfüllung ihrer Aufgaben dienen.

§ 4

Gliederung

(1) Die Rheinischen Kliniken/die Rheinische Klinik für
Orthopädie Viersen bilden/bildet einen Betriebsbereich
Krankenhaus, der seinerseits in ärztlich verantwortlich
geleitete Abteilungen gegliedert ist. Abteilungen gleicher
Fachrichtung bilden einen Fachbereich.

(2) Darüber hinaus können wirtschaftlich und fachlich
eigenständige Betriebsbereiche für Rehabilitation und
Pflege gebildet werden.

§ 5

Betriebsleitung

(1) Der Betriebsleitung gehören an:

– der Leitende Arzt oder die Leitende Ärztin,

– die Leitende Pflegekraft,

– der Leiter des Wirtschafts- und Verwaltungsdienstes
oder die Leiterin des Wirtschafts- und Verwaltungs-
dienstes.

Der Leitende Arzt oder die Leitende Ärztin ist aus dem
Kreis der Abteilungsärzte und Abteilungsärztinnen des
Krankenhausbereiches zu berufen.

Die Mitglieder der Betriebsleitung werden aufgrund
eines Beschlusses des Landschaftsausschusses auf die
Dauer von fünf Jahren vom Direktor des Landschaftsver-
bandes bestellt.

(2) In den Rheinischen Kliniken Düsseldorf und Essen
wird der Leitende Arzt oder die Leitende Ärztin aus dem
Kreis der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen,
die zugleich Abteilungsärzte bzw. Abteilungsärztinnen
sind, bestellt.

(3) In den Rheinischen Kliniken Bedburg-Hau gehört
der Leiter oder die Leiterin des Betriebsbereiches Reha-
bilitation zusätzlich der Betriebsleitung an.

(4) Die Leitung des Wirtschafts- und Verwaltungs-
dienstes der Rheinischen Kliniken Viersen und der Rhei-

nischen Klinik für Orthopädie Viersen wird durch die
jeweilige Werkleitung des Servicebetriebes Viersen in
Personalunion wahrgenommen.

(5) Für die Mitglieder der Betriebsleitung sind Stellver-
treter oder Stellvertreterinnen zu bestellen. Soweit dies
aus betrieblichen Gründen erforderlich ist, kann für den
Leitenden Arzt oder die Leitende Ärztin der Rheinischen
Kliniken Düsseldorf und Essen ein weiterer Stellvertreter
oder eine weitere Stellvertreterin bestellt werden. Die
Stellvertreter und Stellvertreterinnen sind aufgrund
eines Beschlusses des Landschaftsausschusses auf die
Dauer von fünf Jahren vom Direktor des Landschaftsver-
bandes zu bestellen.

(6) Die Betriebsleitung hat die Stellung der Werklei-
tung nach Eigenbetriebsverordnung. Sie ist in ihrer
Gesamtheit für die wirtschaftliche Betriebsführung ver-
antwortlich.

(7) Die Betriebsleitung entscheidet eigenverantwort-
lich in allen zur laufenden Betriebsführung sowie allen
zum Betriebsbereich gehörenden Angelegenheiten, die
nicht in die Zuständigkeit der Landschaftsversammlung,
eines ihrer Ausschüsse oder des Direktors des Land-
schaftsverbandes fallen; sie führt insbesondere die Wirt-
schaftspläne aus.

(8) Jedes Mitglied der Betriebsleitung handelt in sei-
nem Aufgabengebiet alleinverantwortlich. Entscheidun-
gen von übergreifender Bedeutung sind gemeinsam zu
treffen. Wird Einvernehmen nicht erzielt, so entscheidet
die Mehrheit. In den Rheinischen Kliniken Bedburg-Hau
können der Leitende Arzt oder die Leitende Ärztin und
der Leiter oder die Leiterin des Betriebsbereiches Reha-
bilitation gemeinsam nur eine Stimme abgeben. Die
abweichende Meinung kann im Krankenhausausschuss
und dem Direktor des Landschaftsverbandes vorgetragen
werden.

(9) Führt eine Entscheidung zu Ausgaben, die ein Defi-
zit verursachen, das vom Träger zu finanzieren wäre,
muss der Leiter oder die Leiterin des Wirtschafts- und
Verwaltungsdienstes den Krankenhausausschuss und den
Direktor des Landschaftsverbandes unverzüglich unter-
richten. Bis zur Entscheidung des Trägers darf der
Beschluss nicht umgesetzt werden. Das weitere Verfahren
richtet sich nach § 14 Abs. 3.

§ 6

Vertretung

(1) In den Angelegenheiten, die der Entscheidung der
Betriebsleitung unterliegen, wird der Landschaftsver-
band durch den Leiter oder die Leiterin des Wirtschafts-
und Verwaltungsdienstes und ein weiteres Mitglied der
Betriebsleitung gemeinschaftlich vertreten. Die Einzel-
heiten regelt die Dienstanweisung.

(2) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der
Beauftragten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefug-
nisse werden öffentlich bekannt gegeben. Die Vertre-
tungsberechtigten und die Beauftragten unterzeichnen
unter dem Namen der Rheinischen Kliniken/der Rheini-
schen Klinik für Orthopädie Viersen.

(3) Bei verpflichtenden Erklärungen ist nach § 21
LVerbO zu verfahren. Auf Verpflichtungen, die zur
Durchführung der laufenden Betriebsführung eingegan-
gen werden, findet § 21 Abs. 1 LVerbO keine Anwendung.

§ 7

Bereich des Maßregelvollzuges

Für Maßregeln der Besserung und Sicherung ist gemäß
§ 29 MRVG das Land zuständig. Soweit das Land von
einer Übertragungsmöglichkeit auf Dritte keinen
Gebrauch gemacht hat, ist – mit Ausnahme der Errich-
tung, Änderung und Nutzungsänderung baulicher Anla-
gen – der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
als staatliche Verwaltungsbehörde zuständig. Die nach-
folgenden §§ 8–11 gelten daher mit der Maßgabe, dass
anderweitige Zuständigkeiten nach dem MRVG nicht
bestehen.
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§ 8

Zuständigkeit der Landschaftsversammlung

(1) Die Landschaftsversammlung entscheidet über:

a) Erlass, Änderung und Aufhebung der Betriebssatzung,

b) Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes,
einschließlich des Investitionsprogramms,

c) Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung
eines Gewinnes oder Behandlung eines Verlustes,

d) Rückzahlung von Eigenkapital an den Landschafts-
verband.

(2) Sie berät über die aus dem Erfolgsplan entwickelte
Finanzplanung.

§ 9

Zuständigkeit des Landschaftsausschusses

Der Landschaftsausschuss entscheidet über alle Ange-
legenheiten, soweit sie nicht der Landschaftsversamm-
lung, ihren Fachausschüssen, dem Direktor des Land-
schaftsverbandes oder der Betriebsleitung vorbehalten
sind.

Er entscheidet insbesondere über:

1. Aufgabenstellung und Zielplanung der Rheinischen
Kliniken/der Rheinischen Klinik für Orthopädie
Viersen,

2. Grundsatzfragen bei der Übernahme von Lehr- und
Forschungsaufgaben,

3. Zurverfügungstellung der Rheinischen Kliniken für
Zwecke der Lehre und Forschung,

4. Auflösung der Rheinischen Kliniken/der Rheinischen
Klinik für Orthopädie Viersen oder wesentlicher
Teile,

5. Einrichtung oder Auflösung von Abteilungen bzw.
von Betriebsbereichen,

6. Einrichtung oder Auflösung von ambulanten Diens-
ten,

7. Rahmenvorgaben, Messziffern, Richtzahlen ein-
schließlich Stellenschlüssel,

8. Einstellung, Bestellung und Abberufung von Mitglie-
dern der Betriebsleitung, deren Vertreter und Vertre-
terinnen, der Leiter und Leiterinnen der Betriebsbe-
reiche Pflege und Rehabilitation und die Abteilungs-
ärzte und Abteilungsärztinnen,

9. Allgemeine Vertrags-/Anstellungsbedingungen oder
Musterverträge für die Mitglieder der Betriebslei-
tung, deren Vertreter und Vertreterinnen, die Leiter
und Leiterinnen der Betriebsbereiche Pflege und
Rehabilitation und die Abteilungsärzte und Abtei-
lungsärztinnen,

10. Mittel- und langfristige Investitionen, soweit die
Gesamtkosten der Maßnahme 500.000 EUR über-
schreiten,

11. Planungsvorgaben zur Energieversorgung,

12. Zuordnung von Grundstücken zum Sondervermögen,

13. An- und Verkauf von Grundstücken sowie die Bestel-
lung dinglicher Rechte an Grundstücken,

14. Stellungnahme des Landschaftsverbandes zu öffent-
lichen Planungsvorhaben, soweit das Sondervermö-
gen betroffen ist, ausgenommen Flächennutzungs-
pläne und Bebauungspläne; die Betriebsleitung ist
vor Abgabe der Stellungnahme anzuhören,

15. Durchführung einer Weisung des Direktors des Land-
schaftsverbandes nach § 12 Abs. 1,

16. Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Direktor
des Landschaftsverbandes und dem Krankenhaus-
ausschuss gemäß § 12 Abs. 2.

§ 10

Zuständigkeit des Gesundheitsausschusses

(1) Der Ausschuss berät über alle gesundheitspoliti-
schen Aufgaben des Landschaftsverbandes, insbesondere
über:

1. Aufgabenstellung, Zielplanung und Aufgabenerfül-
lung der Rheinischen Kliniken/der Rheinischen Klinik
für Orthopädie Viersen,

2. Grundsatzfragen bei der Übernahme von Lehr- und
Forschungsaufgaben,

3. Auflösung der Rheinischen Kliniken/der Rheinischen
Klinik für Orthopädie Viersen oder wesentlicher Teile,

4. Einrichtung oder Auflösung von ambulanten Diens-
ten,

5. Rahmenvorgaben, Messziffern, Richtzahlen ein-
schließlich Stellenschlüssel,

6. Satzung und Richtlinien.

(2) Er entscheidet über:

1. die Gliederung der Rheinischen Kliniken/der Rheini-
schen Klinik für Orthopädie Viersen,

2. Rangfolge mittel- und langfristiger Investitionen im
Rahmen der Förderung aus öffentlichen Mitteln und
aus Haushaltsmitteln des Landschaftsverbandes,

3. Gründung oder Auflösung von Ausbildungs- und Wei-
terbildungseinrichtungen,

4. Festlegung oder Änderung von Versorgungsbereichen,

5. Festlegung von Behandlungs- und Betreuungsstan-
dards,

6. Aufstellung von Grundsätzen über die Verteilung von
Nebeneinnahmen.

§ 11

Zuständigkeit des Krankenhausausschusses

(1) Der Krankenhausausschuss ist ein Fachausschuss
im Sinne der LVerbO. Seine Rechte und Pflichten regelt
die GemKHBVO, soweit in dieser Satzung nichts anderes
bestimmt ist. Seine Zusammensetzung regelt die Haupt-
satzung. Er berät über die Angelegenheiten der Rheini-
schen Kliniken/der Rheinischen Klinik für Orthopädie
Viersen, die der Entscheidung der Landschaftsversamm-
lung, des Landschaftsausschusses oder eines anderen
Fachausschusses vorbehalten sind, insbesondere über:

1. den Entwurf des Wirtschaftsplanes, des Finanzplanes
und des Investitionsprogramms sowie über den Jah-
resabschluss und den Lagebericht,

2. Einstellung, Bestellung und Abberufung von Mitglie-
dern der Betriebsleitung, deren Vertreter und Vertre-
terinnen, der Leiter und Leiterinnen der Betriebsbe-
reiche Pflege und Rehabilitation und die Abteilungs-
ärzte und Abteilungsärztinnen,

3. Einrichtung oder Auflösung von Abteilungen bzw.
von Betriebsbereichen,

4. Festlegung oder Änderung von Versorgungsberei-
chen,

5. Einrichtung oder Auflösung von ambulanten Diens-
ten,

6. Zurverfügungstellung der Rheinischen Kliniken für
Zwecke der Lehre und Forschung,

7. Allgemeine Vertrags-/Anstellungsbedingungen oder
Musterverträge für die Mitglieder der Betriebslei-
tung, deren Vertreter und Vertreterinnen, die Leiter
und Leiterinnen der Betriebsbereiche Pflege und
Rehabilitation und die Abteilungsärzte und Abtei-
lungsärztinnen,

8. Planungsvorgaben zur Energieversorgung,

9. Zuordnung von Grundstücken zum Sondervermögen,

10. An- und Verkauf von Grundstücken sowie Bestellung
dinglicher Rechte an Grundstücken,

11. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu
öffentlichen Planungsvorhaben, soweit das Sonder-
vermögen betroffen ist, ausgenommen Flächennut-
zungs- und Bebauungspläne; die Betriebsleitung ist
vor Abgabe der Stellungnahme anzuhören,

12. Durchführung einer Weisung des Direktors des Land-
schaftsverbandes nach § 8 Abs. 2 Satz 4 GemKHBVO.
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(2) Neben den Regelungen in § 12 Abs. 6 sowie § 13
Abs. 2 entscheidet der Krankenhausausschuss über:

1. die Festlegung der Allgemeinen Nutzungsbedingun-
gen,

2. Festsetzung des Umfanges und der Entgelte der
Wahlleistungen,

3. die Annahme der Budgetvereinbarungen,

4. Erfolgsgefährdende Mehraufwendungen, sofern sie
nicht unabweisbar und nicht eilbedürftig sind,

5. nicht eilbedürftige Mehrausgaben von mehr als
50.000 EUR oder 30% des Ansatzes für Einzelvorha-
ben des Vermögensplanes, mindestens jedoch 25.000
EUR, sofern nicht andere Gremien in ihrer Zustän-
digkeit über die Maßnahmen entschieden haben,

6. Miet- und Pachtverträge über Grundstücke und
Räume des Sondervermögens – außer zu Wohnzwe-
cken – und mit einer Monatsmiete/-pacht von mehr
als 1.500 EUR,

7. Stundung von Forderungen von mehr als 25.000 EUR
sowie Erlass/unbefristete Niederschlagung von For-
derungen von mehr als 10.000 EUR,

8. Benennung des Prüfers oder der Prüferin für den
Jahresabschluss,

9. Grundsätze des Einsatzes der pauschalen Fördermit-
tel nach dem Krankenhausgesetz NRW,

10. Aufträge nach VOL bei einem Vergabewert von mehr
als 100.000 EUR, 

11. Aufträge nach VOB mit einem Vergabewert von mehr
als 100.000 EUR bei kurzfristigen Investitionen sowie
mittel- und langfristigen Investitionen, soweit die
Gesamtkosten der Maßnahmen 500.000 EUR nicht
überschreiten,

12. Maßnahmen des Umweltschutzes von grundsätzli-
cher Bedeutung.

§ 12

Direktor des Landschaftsverbandes

(1) Der Direktor des Landschaftsverbandes ist Dienst-
vorgesetzter aller Dienstkräfte der Rheinischen Klini-
ken/der Rheinischen Klinik für Orthopädie Viersen. Er
übt die Dienst- und Fachaufsicht aus. Er achtet darauf,
dass die Tätigkeit der Betriebsleitung mit dem geltenden
Recht und den allgemeinen Zielen des Landschaftsver-
bandes im Einklang steht. Im Interesse der Einheitlich-
keit der Verwaltungsführung kann er der Betriebsleitung
Weisungen erteilen (vgl. § 8 Abs. 2 der GemKHBVO). 

(2) Glaubt die Betriebsleitung, nach pflichtgemäßem
Ermessen die Verantwortung für die Durchführung einer
Weisung des Direktors des Landschaftsverbandes nicht
übernehmen zu können, so hat sie sich an den Kranken-
hausausschuss zu wenden. Wird keine Übereinstimmung
zwischen dem Krankenhausausschuss und dem Direktor
des Landschaftsverbandes erzielt, so ist die Entschei-
dung des Landschaftsausschusses herbeizuführen.

(3) Die Betriebsleitung hat den Direktor des Land-
schaftsverbandes über alle wichtigen Angelegenheiten zu
unterrichten und ihm auf Verlangen Auskunft zu erteilen.
Sie hat ihn – ebenso wie den Krankenhausausschuss –
vierteljährlich über die Entwicklung der Aufwendungen
und Erträge sowie über die Abwicklung des Vermögens-
planes schriftlich zu unterrichten. Im zweiten Halbjahr
des Wirtschaftsjahres erfolgt die Unterrichtung monat-
lich mit einer Hochrechnung auf das voraussichtliche
Betriebsergebnis.

(4) Wird die Wahrnehmung von wesentlichen Aufgaben
durch die Betriebsleitung nicht sichergestellt oder eini-
gen sich die Betriebsleitungen mehrerer Rheinischen Kli-
niken/der Rheinischen Klinik für Orthopädie Viersen
über die Zuständigkeit zur Wahrnehmung einer Aufgabe
nicht, trifft der Direktor des Landschaftsverbandes die
erforderlichen Anordnungen. Über die getroffenen
Anordnungen ist der Krankenhausausschuss unverzüg-
lich zu unterrichten.

(5) Der Direktor des Landschaftsverbandes bereitet die
Beschlüsse des Landschaftsausschusses und des Gesund-

heitsausschusses vor. Er ist, unbeschadet der Zuständig-
keit des Landschaftsausschusses und der Fachaus-
schüsse, zuständig für:

1. Rahmenvorgaben für die Organisation der Rheini-
schen Kliniken/der Rheinischen Klinik für Orthopä-
die Viersen,

2. Grundsatzfragen in Aus-, Fort- und Weiterbildungs-
angelegenheiten für den ärztlichen Dienst und sons-
tige therapeutische Dienste, Betreuungsdienste sowie
Durchführung zentraler Maßnahmen,

3. Grundsatzfragen der Aufnahme und Unterbringung
der Patienten und Patientinnen,

4. Einweisung und Verlegung von Patienten und Patien-
tinnen, die aufgrund einer strafgerichtlichen Ent-
scheidung unterzubringen sind (Zuständigkeit als
staatliche Verwaltungsbehörde),

5. Förderung von Investitionen,

6. Angelegenheiten des Leistungs-, Pflegekosten- und
Gebührenrechts, einschließlich ambulanter Dienste,
soweit für alle Rheinischen Kliniken/die Rheinischen
Klinik für Orthopädie Viersen eine einheitliche Rege-
lung erforderlich ist,

7. Pflegesatzverhandlungen im Einvernehmen und
unter grundsätzlicher Beteiligung der Betriebslei-
tung,

8. Steuerangelegenheiten,

9. Versicherungsverträge, einschließlich Schadensregu-
lierung,

10. Rechtsstreitigkeiten aller Gerichtsbarkeiten ab der 2.
Instanz,

11. Miet- und Pachtverträge über Grundstücke und
Räume – außer zu Wohnzwecken – außerhalb des
Sondervermögens,

12. Systeme der automatischen Datenverarbeitung und
deren Verbund,

13. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu Flä-
chennutzungsplänen und Bebauungsplänen; die
Betriebsleitung ist vor Abgabe der Stellungnahme
anzuhören.

(6) Der Direktor des Landschaftsverbandes regelt mit
Zustimmung des Krankenhausausschusses in einer
Dienstanweisung die Geschäftsverteilung innerhalb der
Betriebsleitung sowie ihre Zuständigkeit im Einzelnen.

(7) In Fällen äußerster Dringlichkeit kann der Direktor
des Landschaftsverbandes Anordnungen, die einen
Beschluss des Landschaftsausschusses, des Gesundheits-
ausschusses oder des Krankenhausausschusses erfordern,
ohne eine solche Entscheidung im Einvernehmen mit
dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Land-
schaftsausschusses treffen. Der Landschaftsausschuss
sowie der betroffene Fachausschuss sind unverzüglich zu
unterrichten. Der Landschaftsausschuss kann die Dring-
lichkeitsentscheidung aufheben.

(8) Der Direktor des Landschaftsverbandes entscheidet
bei Ausführung des Erfolgsplanes über erfolgsgefährdende
Mehraufwendungen, wenn Eile geboten ist, es sei denn, die
Aufwendungen sind unabweisbar. Der Krankenhausaus-
schuss ist danach unverzüglich zu unterrichten.

(9) Der Direktor des Landschaftsverbandes entscheidet
bei Ausführung des Vermögensplanes, wenn Mehrausga-
ben für das Einzelvorhaben anfallen, die den Betrag von
50.000 EUR oder 30% des Ansatzes, mindestens jedoch
25.000 EUR, überschreiten und Eile geboten ist. Die
zuständigen Ausschüsse sind danach unverzüglich zu
unterrichten.

§ 13

Personalangelegenheiten

(1) Die Mitglieder der Betriebsleitung, deren Vertreter
und Vertreterinnen, die Leiter und Leiterinnen der
Betriebsbereiche Pflege und Rehabilitation und die
Abteilungsärzte und Abteilungsärztinnen werden auf-
grund eines Beschlusses des Landschaftsausschusses vom
Direktor des Landschaftsverbandes eingestellt, bestellt
und abberufen.
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(2) Angestellte als Leiter und Leiterinnen besonderer
Aufgabenbereiche (Vergütungsgruppe BAT II oder höher)
werden aufgrund eines Beschlusses des Krankenhausaus-
schusses von der Betriebsleitung eingestellt. Die übrigen
Angestellten und die Arbeiter und Arbeiterinnen werden
aufgrund eines Beschlusses der Betriebsleitung einge-
stellt.

(3) Für Entlassungen, Kündigungen und andere
arbeitsrechtliche Maßnahmen der in Absatz 2 genannten
Angestellten und Arbeiter und Arbeiterinnen ist die
Betriebsleitung zuständig, im Übrigen der Direktor des
Landschaftsverbandes.

(4) Vor Eingruppierungen, Kündigungen oder Entlas-
sungen durch den Direktor des Landschaftsverbandes ist
die Betriebsleitung zu hören.

§ 14

Stellung des Kämmerers

(1) Die Betriebsleitung hat dem Kämmerer den Ent-
wurf des Wirtschaftsplanes, des Finanzplanes, des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes zuzuleiten. Sie hat
dem Kämmerer ferner die vierteljährlichen Zwischenbe-
richte sowie die Ergebnisse der geführten Statistiken und
der Kosten- und Leistungsrechnungen zur Verfügung zu
stellen. Auf Verlangen hat sie darüber hinaus alle sonsti-
gen finanzwirtschaftlichen Auskünfte sowie Zwischen-
berichte auch in kürzeren Zeitabständen zu erteilen.

(2) Tritt der Kämmerer einem nach Absatz 1 Satz 1 vor-
gelegten Entwurf nicht bei, so ist der Entwurf den Ein-
wendungen entsprechend zu ändern, soweit der Direktor
des Landschaftsverbandes dies verlangt. In diesem Fall
ist der Krankenhausausschuss zu unterrichten.

(3) Vor Entscheidungen über erfolgsgefährdende Mehr-
aufwendungen und sonstige finanzwirtschaftliche Ange-
legenheiten, die den Haushalt des Landschaftsverbandes
berühren, ist der Kämmerer im Krankenhausausschuss
zu hören. Wird dort kein Einvernehmen erzielt, ist die
Angelegenheit über den Finanz- und Wirtschaftsaus-
schuss dem Landschaftsausschuss zur Entscheidung vor-
zulegen.

(4) Die Betriebsleitung hat dem Kämmerer Zuschuss-
anträge gemäß KHG NRW zuzuleiten. Tritt der Kämme-
rer nicht bei, entscheidet der Direktor des Landschafts-
verbandes.

Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 15

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

(1) Die Betriebsbereiche der Rheinischen Kliniken/der
Rheinischen Klinik für Orthopädie Viersen sind sparsam
und wirtschaftlich im Rahmen des festzulegenden
Behandlungsstandards/Betreuungsstandards und unter
Einhaltung der Budgets zu führen.

(2) Die Rheinischen Kliniken/die Rheinische Klinik für
Orthopädie Viersen sind als Sondervermögen zu verwal-
ten und nachzuweisen. Auf die Erhaltung des Sonderver-
mögens ist zu achten.

(3) Das Wirtschaftsjahr der Rheinischen Kliniken/der
Rheinischen Klinik für Orthopädie Viersen entspricht
dem Haushaltsjahr des Landschaftsverbandes.

(4) Es ist ein Wirtschaftsplan, bestehend aus Erfolgs-
plan, Vermögensplan und Stellenübersicht unter Beach-
tung bundes- und landesrechtlicher Regelungen aufzu-
stellen.

(5) Der Erfolgsplan ist zu ändern, wenn von veran-
schlagten Erträgen und Aufwendungen in erheblichem
Umfang abgewichen werden muss.

(6) Der Vermögensplan ist insbesondere zu ändern,
wenn die Gesamtsumme der Ausgaben wesentlich erhöht
werden soll oder zusätzliche Deckungsmittel aus dem
Haushalt des Landschaftsverbandes zum Ausgleich des
Planes notwendig werden.

(7) Die Buchführung wird nach den Regeln der kauf-
männischen doppelten Buchführung geführt.

(8) Der Jahresabschluss ist durch einen Wirtschafts-
prüfer oder eine Wirtschaftsprüferin zu prüfen.

(9) Für die Prüfung der Wirtschaftsführung und des
Rechnungswesens durch das Rechnungsprüfungsamt gel-
ten die Vorschriften der Rechnungsprüfungsordnung des
Landschaftsverbandes.

§ 16

Kassenführung

Für die Kassenführung ist eine Sonderkasse eingerich-
tet, die organisatorisch Teil der Verwaltung ist. Die Ein-
zelheiten regelt eine Dienstanweisung des Direktors des
Landschaftsverbandes.

§ 17

Ombudspersonen

(1) Für jede der Rheinischen Kliniken ist eine Ombuds-
person als Ansprechpartner/Ansprechpartnerin für die
Patientinnen und Patienten zu bestellen. Bezüglich der
Rheinischen Kliniken für Orthopädie in Viersen wird
diese Aufgabe von der Ombudsperson in den Rheinischen
Kliniken Viersen mit wahrgenommen.

Die Bestellung der Ombudspersonen erfolgt durch den
Ausschuss für Beschwerden und Anregungen als Fach-
ausschuss. Dieser nimmt Bestellungsvorschläge von Pati-
entinnen und Patienten und deren gesetzlichen bzw.
rechtsgeschäftlichen Vertretern sowie von Vereinen und
Verbänden im psychosozialen Bereich und dem zuständi-
gen Krankenhausausschuss der entsprechenden Kliniken
entgegen. Die Bestellung erfolgt für zwei Jahre. Die Wie-
derbestellung ist möglich.

(2) Die Ombudspersonen haben die Aufgabe, den Pati-
entinnen und Patienten Hilfestellung bei Beschwerden
und Anregungen zu geben. Gegenüber der Betriebslei-
tung tragen sie Anliegen und Fragen von Patientinnen
und Patienten und deren gesetzlichen bzw. rechtsge-
schäftlichen Vertretern vor. Sie geben Anregungen und
machen Vorschläge.

(3) Die Betriebsleitungen der Rheinischen Kliniken
sind verpflichtet, den Ombudspersonen die zur Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben notwendige Unterstützung zukom-
men zu lassen. 

Die Betriebsleitungen sowie die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Kliniken und die Ombudspersonen sind
zur gegenseitigen vertrauensvollen Zusammenarbeit ver-
pflichtet.

Die Ombudspersonen sind mit den notwendigen tech-
nischen und räumlichen Mitteln auszustatten.

(4) Das Amt einer Ombudsperson ist ein Ehrenamt.

Die Ombudspersonen erhalten über die Kliniken eine
monatliche Aufwandspauschale nach den Regelungen für
sachkundige Bürger in der Entschädigungssatzung des
Landschaftsverbandes Rheinland.

Die Aufwandspauschale beträgt 2 Sitzungsgelder bei
einer Tätigkeit in den Rheinischen Kliniken:

Bedburg-Hau

Bonn

Düren

Düsseldorf

Köln

Langenfeld

Viersen

und 1,5 Sitzungsgelder bei einer Tätigkeit in den Rheini-
schen Kliniken:

Essen

Mönchengladbach.

Die Ombudspersonen haben Anspruch auf Erstattung
ihrer notwendigen Auslagen und Ersatz des Verdienst-
ausfalles entsprechend den Bestimmungen der Entschä-
digungssatzung des Landschaftsverbandes Rheinland.

Reisekosten werden nur für Reisen innerhalb des Ver-
sorgungsgebietes der jeweiligen Kliniken der Ombuds-
personen zu den Sitzungen des Ausschusses für Be-
schwerden und Anregungen unabhängig vom Ort und zu
der Geschäftsstelle des Ausschusses erstattet.
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(5) Die im Zusammenhang mit der Ausübung des
Amtes der Ombudsperson aufzubringenden Mittel wer-
den vom Träger bereitgestellt.

(6) Das Nähere wird durch Geschäftsordung geregelt.

§ 18

In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt zum 1. Juli 2004 in Kraft.

(2) Gleichzeitig wird die von der Landschaftsversamm-
lung Rheinland am 27. September 2001 beschlossene
Betriebssatzung für die Rheinischen Kliniken und die
Rheinische Klinik für Orthopädie Viersen des Land-
schaftsverbandes Rheinland vom 28. September 2001
(GV. NRW. S. 761) aufgehoben.

Der Vorsitzende
der Landschaftsversammlung Rheinland

S c h i t t g e s

Der Schriftführer
der Landschaftsversammlung Rheinland

M o l s b e r g e r

Die vorstehende Neufassung der Betriebssatzung für
die Rheinischen Kliniken und die Rheinische Klinik für
Orthopädie Viersen des Landschaftsverbandes Rheinland
wird gemäß § 6 Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung in
der z.Zt. geltenden Fassung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Landschaftsverbandsordnung gegen die Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

– eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

– die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

– der Direktor des Landschaftsverbandes hat den
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

– der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 18. Mai 2004

Der Direktor
des Landschaftsverbandes Rheinland

M o l s b e r g e r

– GV. NRW. 2004 S. 300

2022
Satzung 

des Landschaftsverbandes Rheinland 
für den Servicebetrieb Viersen

Vom 18. Mai 2004

Aufgrund des § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 Buchstabe d der
Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 284), hat
die Landschaftsversammlung des Landschaftsverbandes
Rheinland am 18. Mai 2004 folgende Satzung beschlos-
sen:

1. Abschnitt:
Allgemeine Vorschriften, Rechtsgrundlagen 

und Organisation

§ 1

Geltungsbereich, Name

(1) Diese Satzung gilt für den Servicebetrieb Viersen.

(2) Der Betrieb führt die Bezeichnung „Servicebetrieb
Viersen“ (im folgenden „Betrieb“ genannt).

§ 2

Rechtsgrundlagen

Der Betrieb wird organisatorisch, verwaltungsmäßig
und finanzwirtschaftlich gesondert wie ein Eigenbetrieb
nach den dafür geltenden gesetzlichen Vorschriften und
den Bestimmungen dieser Betriebssatzung geführt. 

§ 3

Aufgabe des Betriebes

(1) Aufgabe des Betriebes ist die wirtschaftliche
Erbringung von Dienstleistungen vorrangig für die wie
Eigenbetriebe geführten Einrichtungen des Landschafts-
verbandes Rheinland in Viersen unter Beachtung deren
rechtlicher und fachlicher Eigenständigkeit sowie der für
sie geltenden Satzungen und Vorschriften. 

(2) Der Betrieb kann Neben- und Hilfseinrichtungen
unterhalten, die seinen Betriebszweck fördern und wirt-
schaftlich mit ihm zusammenhängen.

§ 4

Werkleitung

(1) Die Funktion der Werkleitung wird von einer Werk-
leiterin/einem Werkleiter wahrgenommen. Diese/dieser
muss über die notwendigen fachlichen, kaufmännischen
und technischen Voraussetzungen zur Wahrnehmung der
Leitungsfunktion verfügen.

(2) Die Werkleitung trägt die Bezeichnung „Manage-
ment“.

(3) Die Werkleitung wird auf die Dauer von fünf Jahren
bestellt.

(4) Die Vertretung der Werkleitung wird aus dem Kreis
der Abteilungsleiter/innen bestellt. 

§ 5

Aufgaben der Werkleitung

(1) Die Werkleitung ist dafür verantwortlich, dass der
Betrieb nach wirtschaftlichen Grundsätzen geführt wird.

(2) Die Werkleitung leitet den Betrieb selbstständig,
soweit nicht durch die Landschaftsverbandsordnung, die
Eigenbetriebsverordnung oder diese Satzung etwas
anderes bestimmt ist. 

(3) Der Werkleitung obliegt die laufende Betriebsfüh-
rung. Näheres regelt eine Dienstanweisung für die Werk-
leitung, die der Direktor des Landschaftsverbandes im
Benehmen mit dem Werksausschuss erlässt.

§ 6

Abteilungsleitung

(1) Die jeweilige Abteilungsleitung nimmt ihre fachli-
chen Aufgaben eigenverantwortlich wahr. Sie ist zur
Zusammenarbeit verpflichtet. 

(2) Die Geschäftsverteilung zwischen der Werkleitung
und den einzelnen Abteilungsleitungen wird von der
Werkleitung grundsätzlich geregelt und ist dem Träger
bekannt zu geben.

§ 7 

Vertretung des Betriebes

(1) In den Angelegenheiten des Betriebes, die der Ent-
scheidung der Werkleitung unterliegen (Geschäfte der
laufenden Betriebsführung), vertritt diese den Land-
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schaftsverband Rheinland. Verpflichtende Erklärungen
können insoweit von den entsprechend ermächtigten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern abgegeben werden,
wobei der Kreis der Vertretungsberechtigten und der
Beauftragten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefug-
nisse öffentlich bekannt zu machen ist. 

(2) Die Vertretungsberechtigten unterzeichnen unter
dem Namen des Betriebes (siehe § 1 Abs. 2).

(3) Bei verpflichtenden Erklärungen der nicht laufen-
den Betriebsführung ist nach § 21 Abs. 1 LVerbO zu ver-
fahren. 

(4) Der Schriftwechsel des Betriebes wird sowohl in
Angelegenheiten der laufenden Betriebsführung als auch
in Ausführung von Beschlüssen des Werksausschusses
und der Landschaftsversammlung bzw. des Landschafts-
ausschusses unter der Bezeichnung „Der Direktor des
Landschaftsverbandes Rheinland – Servicebetrieb Vier-
sen“ geführt. 

§ 8

Personalangelegenheiten

(1) Die Werkleitung, ihre Vertretungen und alle übrigen
Abteilungsleitungen werden aufgrund eines Beschlusses
des Landschaftsausschusses vom Direktor des Land-
schaftsverbandes eingestellt. 

(2) Andere Angestellte mit Vergütungsgruppe BAT II
oder höher werden aufgrund eines Beschlusses des
Werksausschusses von der Werkleitung eingestellt. 

(3) Die übrigen Angestellten und Arbeiter werden nach
Maßgabe der Stellenübersicht von der Werkleitung ein-
gestellt.

(4) Für Entlassungen, Kündigungen und andere
arbeitsrechtliche Maßnahmen der in Absatz 3 genannten
Angestellten und Arbeiter ist die Werkleitung zuständig.
Im Übrigen ist der Direktor des Landschaftsverbandes
Rheinland zuständig.

(5) Vor Eingruppierungen, Kündigungen oder Entlas-
sungen durch den Direktor des Landschaftsverbandes
Rheinland ist die Werkleitung zu hören. 

2. Abschnitt:
Zuständigkeit des Trägers

§ 9

Landschaftsversammlung

(1) Die Landschaftsversammlung Rheinland entschei-
det über die Angelegenheiten, die ihr nach der Land-
schaftsverbandsordnung und dieser Satzung vorbehalten
sind.

(2) Die Landschaftsversammlung Rheinland entschei-
det insbesondere über:

1. Erlass, Änderung und Aufhebung der Betriebssatzung,

2. Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes,

3. Feststellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richtes sowie Verwendung eines Gewinns oder
Behandlung eines Verlustes,

4. Auflösung des Betriebes,

5. Rückzahlung von Eigenkapital an den Landschafts-
verband.

(3) Sie berät über die Finanzplanung.

§ 10

Landschaftsausschuss

(1) Der Landschaftsausschuss entscheidet über alle
Angelegenheiten, die ihm durch die Landschaftsver-
bandsordnung und durch diese Satzung vorbehalten
sind.

(2) Der Landschaftsausschuss entscheidet insbesondere
über:

1. Bestellung und Abberufung der Werkleitung, ihrer
Vertretungen und der übrigen Abteilungsleitungen,

2. allgemeine Vertrags- und Anstellungsbedingungen für
die Werkleitung,

3. Stilllegung bzw. Hinzufügen wesentlicher Betriebs-
teile,

4. Zuordnung von Grundstücken zum Sondervermögen,

5. An- und Verkauf von Grundstücken sowie Bestellung
dinglicher Rechte an Grundstücken,

6. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu öffent-
lichen Planungsvorhaben, soweit das Sondervermögen
betroffen ist, ausgenommen Flächennutzungspläne
und Bebauungspläne, wobei die Werkleitung vor der
Abgabe der Stellungnahme anzuhören ist,

7. Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Werksaus-
schuss und dem Direktor des Landschaftsverbandes
gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 sowie zwischen dem Werks-
ausschuss und dem Kämmerer gemäß § 12 Abs. 3
Satz 2,

8. mittel- und langfristige Investitionen, soweit die
Gesamtkosten der Maßnahme 500.000 ¤ überschreiten.

§ 11

Werksausschuss

(1) Der Werksausschuss ist Fachausschuss im Sinne der
Landschaftsverbandsordnung. Seine Rechte und Pflich-
ten regeln die Eigenbetriebsverordnung und die Zustän-
digkeits- und Verfahrensordnung für die Ausschüsse der
Landschaftsversammlung Rheinland und ihrer Kommis-
sionen, soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt
ist. Seine Zusammensetzung ergibt sich aus § 13 Abs. 3
LVerbO und der Hauptsatzung des Landschaftsverban-
des Rheinland.

(2) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
oder sein Vertreter kann im Werksausschuss jederzeit das
Wort verlangen.

(3) An den Beratungen des Werksausschusses nimmt
die Werkleitung teil. Sie ist berechtigt und auf Verlangen
verpflichtet, ihre Ansicht zu einem Punkt der Tagesord-
nung darzulegen. 

§ 12

Aufgaben des Werksausschusses

(1) Der Werksausschuss berät alle Angelegenheiten vor,
die in der Landschaftsversammlung, dem Landschafts-
ausschuss oder einem anderen Fachausschuss zu ent-
scheiden sind. 

(2) Der Werksausschuss entscheidet unbeschadet von
den Zuständigkeiten des Krankenhausausschusses und
des Werksausschusses für die Rheinischen Heilpädagogi-
schen Heime über:

1. die Richtlinien der Geschäftsführung,

2. die Festlegung der Modalitäten für die Leistungsab-
rechnung mit den Abnehmereinrichtungen,

3. erfolgsgefährdende Mehraufwendungen, sofern sie
nicht unabweisbar und eilbedürftig sind,

4. nicht eilbedürftige Mehrausgaben von mehr als
50.000 ¤ oder mehr als 30% des Ansatzes für Einzel-
vorhaben des Vermögensplanes, mindestens jedoch
25.000 ¤, sofern nicht andere Gremien in ihrer Zustän-
digkeit über Maßnahmen entschieden haben,

5. die Benennung des Prüfers für den Jahresabschluss
und den Lagebericht (Jahresabschlussprüfung), der
möglichst nach fünf Jahren zu wechseln ist,

6. Aufträge nach der VOL bei einem Vergabewert von
mehr als 100.000 ¤,

7. Aufträge nach der VOB mit einem Vergabewert von
mehr als 100.000 ¤ bei kurzfristigen Investitionen
sowie bei mittel- und langfristigen Investitionen,
soweit die Gesamtkosten der Maßnahme 500.000 ¤
nicht überschreiten,

8. Miet- und Pachtverträge für Grundstücke und Räume
des Sondervermögens mit einer Monatsmiete/-pacht
von mehr als 500 ¤,

9. Stundung von Forderungen von mehr als 15.000 ¤
sowie Erlass/Niederschlagung von Forderungen von
mehr als 2.500 ¤.
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(3) Vor Entscheidungen über finanzwirtschaftliche
Angelegenheiten, die den Haushalt des Landschaftsver-
bandes Rheinland berühren, ist der Kämmerer des Land-
schaftsverbandes im Werksausschuss zu hören. Wird
hierbei kein Einvernehmen erzielt, ist die Angelegenheit
über den Finanz- und Wirtschaftsausschuss dem Land-
schaftsausschuss zur Entscheidung vorzulegen. 

§ 13

Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland

(1) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
ist Dienstvorgesetzter aller Beschäftigten des Betriebes.

(2) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
achtet auf die Übereinstimmung der Tätigkeit der Werk-
leitung mit den allgemeinen Zielen des Landschaftsver-
bandes. Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwal-
tungsführung kann er der Werkleitung Weisungen ertei-
len. 

(3) Sieht sich die Werkleitung nach pflichtgemäßem
Ermessen außer Stande, die Verantwortung für die
Durchführung einer Weisung übernehmen zu können,
und führt ein Hinweis auf entgegenstehende Bedenken
nicht zu einer Änderung der Weisung, so kann sich die
Werkleitung an den Werksausschuss wenden. Wird keine
Übereinstimmung zwischen dem Werksausschuss und
dem Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
erzielt, so ist die Entscheidung des Landschaftsausschus-
ses herbeizuführen. 

(4) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
regelt mit Zustimmung des Werksausschusses in einer
Dienstanweisung die Geschäftsverteilung der Werklei-
tung sowie ihre Zuständigkeiten im Einzelnen.

(5) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
bereitet im Benehmen mit der Werkleitung die Vorlagen
für die Landschaftsversammlung und den Landschafts-
ausschuss vor. Er ist unbeschadet der Zuständigkeit des
Landschaftsausschusses und der Fachausschüsse zustän-
dig für:

1. Rahmenvorgaben für die Organisation des Betriebes,

2. die Förderung von Investitionen,

3. Steuerangelegenheiten,

4. Rechtsstreitigkeiten aller Gerichtsbarkeiten ab der
zweiten Instanz,

5. Versicherungsverträge einschließlich Schadensregu-
lierungen,

6. Miet- und Pachtverträge über Grundstücke und
Räume außerhalb des Sondervermögens,

7. Systeme der automatisierten Datenverarbeitung und
deren Verbund,

8. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu Flä-
chennutzungsplänen und Bebauungsplänen, wobei die
Werkleitung vor Abgabe der Stellungnahme zu hören
ist.

(6) In Fällen äußerster Dringlichkeit kann der Direktor
des Landschaftsverbandes Rheinland Anordnungen, die
einen Beschluss des Landschaftsausschusses oder des
Werksausschusses erfordern, ohne eine solche Entschei-
dung im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Land-
schaftsausschusses treffen. Der Landschaftsausschuss
und der Werksausschuss sind in diesem Fall jedoch
unverzüglich zu unterrichten.

3. Abschnitt:
Wirtschaftsführung, Rechnungswesen 

und Rechnungslegung

§ 14

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

(1) Der Betrieb ist als Sondervermögen zu verwalten
und nachzuweisen. Auf die Erhaltung des Sondervermö-
gens ist Bedacht zu nehmen. 

(2) Das Wirtschaftsjahr des Betriebes entspricht dem
Haushaltsjahr des Landschaftsverbandes Rheinland. 

(3) Die Buchführung des Betriebes wird nach den
Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung
geführt.

(4) Für die Prüfung der Wirtschaftsführung und des
Rechnungswesens ist das Rechnungsprüfungsamt des
Landschaftsverbandes gemäß den Vorschriften der Rech-
nungsprüfungsordnung des Landschaftsverbandes Rhein-
land zuständig.

§ 15

Wirtschaftsplan

(1) Für den Betrieb ist zu Beginn eines jeden Wirt-
schaftsjahres ein Wirtschaftsplan, bestehend aus einem
Erfolgsplan, einem Vermögensplan und einer Stellen-
übersicht, und die Finanzplanung von der Werkleitung in
entsprechender Anwendung der jeweiligen Vorschriften
der Eigenbetriebsverordnung und unter Beachtung sons-
tiger bundes- und landesrechtlicher Regelungen aufzu-
stellen.

(2) Der nach Absatz 1 aufgestellte Wirtschaftsplan ist
unverzüglich zu ändern, 

1. wenn eine erhebliche Abweichung vom Erfolgsplan
vorliegt, was insbesondere dann der Fall ist, wenn
dass voraussichtliche Jahresergebnis sich gegenüber
dem im Erfolgsplan veranschlagten Jahresergebnis um
mehr als 1% der Summe der erfolgswirksamen Auf-
wendungen verschlechtert, 

2. wenn eine erheblich höhere Zuführung aus dem Trä-
gerhaushalt zum Vermögensplan erforderlich wird,
was insbesondere dann der Fall ist, wenn mehr als
100.000 ¤ zum Ausgleich des Vermögensplans zuge-
führt werden müssen,

3. wenn weitere Verpflichtungsermächtigungen vorgese-
hen werden sollen,

4. wenn eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in
der Stellenübersicht vorgesehenen Stellen vorliegt,
was insbesondere dann der Fall ist, wenn die Gesamt-
stellenzahl um mehr als 10% vermehrt oder mehr als
10% der Stellen um mehr als eine Vergütungs-/Lohn-
gruppe angehoben werden sollen, es sei denn es han-
delt sich um eine vorübergehende Einstellung von
Aushilfskräften.

§ 16

Jahresabschluss und Lagebericht

(1) Für den Betrieb ist zum Schluss eines jeden Wirt-
schaftsjahres ein Jahresabschluss im Sinne von § 21
Eigenbetriebsverordnung bis zum Ablauf von sechs
Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen.
Gleichzeitig hiermit ist auch ein Lagebericht im Sinne
von § 25 Eigenbetriebsverordnung zu erstellen.

(2) Die nach Absatz 1 aufzustellenden Berichte sind
durch einen Wirtschaftsprüfer zu prüfen. 

§ 17

Kassenführung

Die Kasse des Betriebes wird als Sonderkasse geführt.
Die Vorschriften der Verordnung über die Kassenführung
der Gemeinden (GemKVO) sind entsprechend anzuwen-
den, soweit nicht die Eigenbetriebsverordnung etwas
anderes bestimmt. Die Einzelheiten regelt eine Dienstan-
weisung des Direktors des Landschaftsverbandes. 

§ 18

In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt mit Wirkung zum 1. Juli 2004 in
Kraft.

Der Vorsitzende
der Landschaftsversammlung Rheinland

S c h i t t g e s

Schriftführer 
der Landschaftsversammlung Rheinland

M o l s b e r g e r
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Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes
Rheinland für den Servicebetrieb Viersen wird gemäß § 6
Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung in der z. Z. gelten-
den Fassung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Landschaftsverbandsordnung gegen die Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

– eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

– die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

– der Direktor des Landschaftsverbandes hat den
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

– der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 18. Mai 2004

Der Direktor
des Landschaftsverbandes Rheinland

M o l s b e r g e r

– GV. NRW. 2004 S. 305

7123
Prüfungsordnung 

für die Durchführung von Abschluss- und 
Zwischenprüfungen im Ausbildungsberuf 

„Straßenwärter/Straßenwärterin“
Vom 10. Mai 2004

Auf Grund des § 2 des Gesetzes zur Ausführung des
Berufsbildungsgesetzes im öffentlichen Dienst vom 18.
September 1979 (GV. NRW. S. 644) in Verbindung mit
§§ 41 Satz 1, 58 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom
14. August 1969 (BGBl. I S. 1112), zuletzt geändert durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I
S. 4621) und der Zweiten Berufsbildungszuständigkeits-
verordnung vom 3. Dezember 1991 (GV. NRW. S. 553),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. Januar 2004
(GV. NRW. S. 105), wird auf Beschluss des Berufsbil-
dungsausschusses beim Landesbetrieb Straßenbau NRW
und mit Genehmigung des Ministeriums für Verkehr,
Energie und Landesplanung NRW die folgende Prü-
fungsordnung für die Durchführung von Abschluss- und
Zwischenprüfungen im Ausbildungsberuf „Straßenwär-
ter/in“ für das Land NRW erlassen:

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt
Prüfungsausschüsse

§ 1 Errichtung

§ 2 Zusammensetzung und Berufung

§ 3 Ausgeschlossene Personen und Besorgnis der
Befangenheit

§ 4 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

§ 5 Geschäftsführung

§ 6 Verschwiegenheit

Zweiter Abschnitt
Vorbereitung der Prüfung

§ 7 Prüfungstermine

§ 8 Zulassungsvoraussetzungen für die Abschlussprü-
fung

§ 9 Zulassungsvoraussetzungen in besonderen Fällen

§ 10 Anmeldung zur Prüfung

§ 11 Entscheidung über die Zulassung

Dritter Abschnitt
Durchführung der Prüfung

§ 12 Prüfungsgegenstand

§ 13 Gliederung der Prüfung

§ 14 Prüfungsaufgaben

§ 15 Nichtöffentlichkeit

§ 16 Leitung und Aufsicht

§ 17 Ausweispflicht und Belehrung

§ 18 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

§ 19 Rücktritt, Nichtteilnahme

Vierter Abschnitt
Bewertung, Feststellung und 

Beurkundung des Prüfungsergebnisses
§ 20 Bewertung

§ 21 Feststellung des Prüfungsergebnisses

§ 22 Prüfungszeugnis

§ 23 Nicht bestandene Prüfung

Fünfter Abschnitt
Wiederholungsprüfung

§ 24 Wiederholungsprüfung

Sechster Abschnitt
Zwischenprüfung

§ 25 Zweck und Zeitpunkt

§ 26 Inhalt und Umfang

§ 27 Durchführung

§ 28 Niederschrift

§ 29 Prüfungsbescheinigung

Siebter Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 30 Rechtsmittel

§ 31 Prüfungsunterlagen

§ 32 Kosten und Gebühren

§ 33 Geschäftsordnung des Berufsbildungsausschusses

§ 34 Koordinierungsausschuss, Unterausschüsse

§ 35 Umschüler

§ 36 Übergangsregelung

§ 37 In-Kraft-Treten, Genehmigung

Erster Abschnitt
Prüfungsausschüsse

§ 1

Errichtung

(1) Für die Abnahme der Abschluss- und Zwischenprü-
fung errichtet die Zuständige Stelle Prüfungsausschüsse
(§ 36 Satz 1 BBiG).

(2) Für den Ausbildungsberuf „Straßenwärter/in“ kön-
nen bei Bedarf, insbesondere bei einer großen Anzahl von
Prüfungsbewerbern 1), einem großen Einzugsgebiet der
Zuständigen Stelle und besonderen Anforderungen
gemäß der „Verordnung über die Berufsausbildung zum
Straßenwärter/zur Straßenwärterin“ vom 11. Juli 2002
(BGBl. I S. 2604), mehrere Prüfungsausschüsse errichtet
werden.
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(3) Bei mehreren Prüfungsausschüssen haben sich diese
im Hinblick auf einheitliche Prüfungen abzustimmen.
Hierzu haben sie einen Koordinierungsausschuss zu bil-
den, der Inhalt und Ablauf der Prüfungen festlegt. Der
Koordinierungsausschuss setzt sich aus Mitgliedern der
Prüfungsausschüsse zusammen. Zusätzlich besteht die
Möglichkeit, stellvertretende Prüfungsausschussmitglie-
der als Berater hinzuzuziehen. Im Koordinierungsaus-
schuss soll mindestens ein Arbeitgeber-, ein Arbeitneh-
mervertreter und ein Lehrer vertreten sein.

§ 2

Zusammensetzung und Berufung

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitglie-
dern. Diese haben Stellvertreter. Die Mitglieder und
deren Stellvertreter müssen für die Prüfungsgebiete
sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungswesen
geeignet sein (§ 37 Abs. 1 BBiG).

Der Prüfungsausschuss besteht aus:

– drei Beauftragten der Arbeitgeber

– drei Beauftragten der Arbeitnehmer

– einem Lehrer einer berufsbildenden Schule.

(2) Während einer Fertigkeitsprüfung können bei
Bedarf weitere Mitglieder/Stellvertreter – auch eines
anderen Prüfungsausschusses im Ausbildungsberuf
„Straßenwärter/in“ – als stimmberechtigte Prüfer hinzu-
gezogen werden. Mindestens zwei Drittel der Gesamtzahl
der Mitglieder müssen Beauftragte der Arbeitgeber und
der Arbeitnehmer sein (§ 37 Abs. 2 BBiG). 

(3) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
werden von der Zuständigen Stelle längstens für fünf
Jahre berufen (§ 37 Abs. 3 Satz 1 BBiG).

(4) Die Arbeitgebermitglieder und deren Stellvertreter
werden auf Vorschlag der im Gebiet der Zuständigen
Stelle des Landesbetriebes Straßenbau NRW für den Aus-
bildungsberuf „Straßenwärter/in“ bestehenden Ausbil-
dungsstellen des öffentlichen Dienstes sowie der gewerb-
lichen Wirtschaft oder deren Vereinigungen berufen.

(5) Die Arbeitnehmermitglieder und deren Stellvertre-
ter werden auf Vorschlag der im Gebiet der Zuständigen
Stelle des Landesbetriebes Straßenbau NRW für den
Ausbildungsberuf „Straßenwärter/in“ bestehenden Ge-
werkschaften und selbständigen Vereinigungen von
Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zweck-
setzung berufen (§ 37 Abs. 3 Satz 2 BBiG).

(6) Lehrer von berufsbildenden Schulen werden im
Einvernehmen mit der Schulaufsichtsbehörde oder der
von ihr bestimmten Stelle berufen (§ 37 Abs. 3 Satz 3
BBiG).

(7) Werden Mitglieder und deren Stellvertreter nicht
oder nicht in ausreichender Zahl innerhalb einer von der
Zuständigen Stelle gesetzten angemessenen Frist vorge-
schlagen, so beruft die Zuständige Stelle insoweit nach
pflichtgemäßem Ermessen (§ 37 Abs. 3 Satz 4 BBiG).

(8) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der
Prüfungsausschüsse können nach Anhören der an ihrer
Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen
werden (§ 37 Abs. 3 Satz 5 BBiG).

(9) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamt-
lich. Für bare Auslagen und für Zeitversäumnis ist,
soweit eine Entschädigung nicht von anderer Seite
gewährt wird, eine angemessene Entschädigung zu zah-
len, deren Höhe von der Zuständigen Stelle mit Geneh-
migung der obersten Landesbehörde festgesetzt wird
(§ 37 Abs. 4 BBiG).

(10) Von Absatz 2 darf nur abgewichen werden, wenn
die erforderliche Zahl von Mitgliedern des Prüfungsaus-
schusses nicht berufen werden kann (§ 37 Abs. 5 BBiG).

§ 3

Ausgeschlossene Personen und
Besorgnis der Befangenheit

(1) Bei der Zulassung und Prüfung darf nicht mitwir-
ken, wer Angehöriger eines Prüfungsbewerbers ist.
Angehörige im Sinne des Satzes 1 sind:

1. der Verlobte,

2. der Ehegatte,

3. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,

4. Geschwister,

5. Kinder der Geschwister,

6. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehe-
gatten,

7. Geschwister der Eltern,

8. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes
Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie
Eltern und Kind miteinander verbunden sind (Pflege-
eltern und Pflegekinder).

Angehörige sind die im Satz 1 aufgeführten Personen
auch dann, wenn 

1. in Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die Beziehung
begründende Ehe nicht mehr besteht,

2. in den Fällen der Nummern 3 bis 7 die Verwandtschaft
oder Schwägerschaft durch Annahme als Kind erlo-
schen ist,

3. im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft
nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie
Eltern und Kind miteinander verbunden sind.

(2) Hält sich ein Prüfungsausschussmitglied nach
Absatz 1 für ausgeschlossen oder bestehen Zweifel, ob
die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies
der Zuständigen Stelle mitzuteilen, während der Prüfung
dem Prüfungsausschuss. Die Entscheidung über den
Ausschluss von der Mitwirkung trifft die Zuständige
Stelle, während der Prüfung der Prüfungsausschuss ohne
Mitwirkung des Betroffenen.

(3) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen
gegen eine unparteiische Ausübung des Prüfungsamtes
zu rechtfertigen, oder wird von einem Prüfungsteilneh-
mer das Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so
hat der Betroffene dies der Zuständigen Stelle mitzutei-
len, während der Prüfung dem Prüfungsausschuss.
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Ausbilder sollen, soweit nicht besondere Umstände
eine Mitwirkung zulassen oder erfordern, nicht mitwir-
ken.

(5) Wenn infolge von Ausschluss oder Besorgnis der
Befangenheit eine ordnungsgemäße Besetzung des Prü-
fungsausschusses nicht möglich ist, kann die Zuständige
Stelle die Durchführung der Prüfung einem anderen Prü-
fungsausschuss übertragen. Das Gleiche gilt, wenn eine
objektive Durchführung der Prüfung nicht gewährleistet
erscheint.

§ 4

Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung 
(§ 38 BBiG)

(1) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte für
die Dauer der Berufung einen Vorsitzenden und dessen
Stellvertreter. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter
sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehören.

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn
mindestens fünf Mitglieder mitwirken. Er beschließt mit
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag.

§ 5 

Geschäftsführung

(1) Die Zuständige Stelle für den Ausbildungsberuf
„Straßenwärter/in“ regelt im Einvernehmen mit dem
Prüfungsausschuss dessen Geschäftsführung, insbeson-
dere Einladungen, Protokollführung und Durchführung
der Beschlüsse.

(2) Zu den Sitzungen des Prüfungsausschusses sind alle
ordentlichen Mitglieder rechtzeitig einzuladen. Kann ein
Mitglied an einer Sitzung nicht teilnehmen, so soll es dies
unverzüglich der Zuständigen Stelle mitteilen. Für ein ver-
hindertes Mitglied ist dessen Stellvertreter einzuladen.
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(3) Die Sitzungsprotokolle sind vom Protokollführer
und vom Vorsitzenden zu unterzeichnen. § 21 Abs. 5
bleibt unberührt.

§ 6

Verschwiegenheit

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben über
alle Prüfungsvorgänge gegenüber Dritten Verschwiegen-
heit zu wahren. Dies gilt nicht gegenüber dem Berufsbil-
dungsausschuss. Ausnahmen bedürfen der Einwilligung
der Zuständigen Stelle und des Prüfungsausschusses.

Zweiter Abschnitt
Vorbereitung der Prüfung

§ 7

Prüfungstermine

(1) Die Zuständige Stelle setzt im Einvernehmen mit
dem Prüfungsausschuss die für die Durchführung der
Prüfung (Zwischen- und Abschlussprüfung) maßgeben-
den Termine im Jahr fest. Diese Termine sollen auf den
Ablauf der Berufsausbildung und des Schuljahres abge-
stimmt sein. Bei mehreren Prüfungsausschüssen kann
diese Aufgabe dem Koordinierungsausschuss (siehe § 1
Abs. 3) übertragen werden.

(2) Die Zuständige Stelle gibt diese Termine nach Maß-
gabe der ihr zur Verfügung stehenden Möglichkeiten
(z. B. Internet) einschließlich der Anmeldefristen durch
Veröffentlichung mindestens drei Monate vorher bekannt. 

§ 8

Zulassungsvoraussetzungen für 
die Abschlussprüfung

(1) Zur Abschlussprüfung ist zuzulassen (§ 39 Abs. 1
BBiG),

1. der die Ausbildungszeit zurückgelegt hat oder dessen
Ausbildungszeit nicht später als zwei Monate nach
dem Prüfungstermin endet,

2. der an der vorgeschriebenen Zwischenprüfung teilge-
nommen sowie das in Form eines Ausbildungsnach-
weises vorgeschriebene Berichtsheft geführt hat und

3. dessen Berufsausbildungsverhältnis in das Verzeichnis
der Berufsausbildungsverhältnisse eingetragen oder
aus einem Grund nicht eingetragen ist, den weder der
Auszubildende noch dessen gesetzlicher Vertreter zu
vertreten hat.

(2) Körperlich, geistig oder seelisch behinderte Men-
schen können wegen der Gefahrengeneigtheit des Ausbil-
dungsberufes in Abhängigkeit von der Schwere der
Behinderung nur dann zur Prüfung zugelassen werden,
wenn sie die Anforderungen des Ausbildungsberufes
trotz Behinderung erfüllen. Die Feststellung der Behin-
derung erfolgt durch die Arbeitsverwaltung NRW. 

§ 9

Zulassungsvoraussetzungen in
besonderen Fällen

(§ 40 BBiG)

(1) Der Auszubildende kann nach Anhören des Ausbil-
denden und der Berufsschule vor Ablauf seiner Ausbil-
dungszeit zur Abschlussprüfung zugelassen werden,
wenn seine Leistungen dies rechtfertigen. In der Regel
soll die betriebliche Wertung die Note „gut“ nicht unter-
schreiten, ebenfalls nicht die Noten der fachrelevanten
Fächer bzw. Bereiche des Berufsschulzeugnisses.

(2) Zur Abschlussprüfung ist auch zuzulassen, wer
nachweist, dass er mindestens das Zweifache der Zeit, die
als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, in dem Beruf tätig
gewesen ist, in dem er die Prüfung ablegen will. Hiervon
kann abgesehen werden, wenn durch Vorlage von Zeug-
nissen oder auf andere Weise glaubhaft dargetan wird,
dass der Bewerber Kenntnisse und Fertigkeiten erworben
hat, die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen. Auslän-
dische Bildungsabschlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit
im Ausland sind dabei zu berücksichtigen.

(3) Zur Abschlussprüfung ist ferner zuzulassen, wer in
einer berufsbildenden Schule oder einer sonstigen Ein-
richtung ausgebildet worden ist, wenn diese Ausbildung
der Berufsausbildung in dem anerkannten Ausbildungs-
beruf „Straßenwärter/in“ entspricht.

§ 10

Anmeldung zur Prüfung

(1) Die Anmeldung zur Prüfung hat schriftlich nach
den von der Zuständigen Stelle bestimmten Anmeldefris-
ten und -formularen durch den Ausbildenden mit
Zustimmung des Auszubildenden zu erfolgen.

(2) In besonderen Fällen kann der Prüfungsbewerber
selbst den Antrag auf Zulassung zur Prüfung stellen.
Dies gilt insbesondere in Fällen gemäß § 9 Abs. 2 und 3
sowie bei Wiederholungsprüfungen, falls ein Ausbil-
dungsverhältnis nicht mehr besteht.

(3) Örtlich zuständig für die Anmeldung ist die Zustän-
dige Stelle, in deren Bezirk 

– in den Fällen des § 8 und § 9 Abs. 1 die Ausbildungs-
stätte liegt

– in den Fällen des § 9 Abs. 2 und 3 die Arbeitsstätte
oder, soweit kein Arbeitsverhältnis besteht, der Wohn-
sitz des Prüfungsbewerbers liegt.

Die Zuständige Stelle kann Ausnahmen zulassen.

(4) Bei der Anmeldung sind nach Maßgabe der Zustän-
digen Stelle die von ihr geforderten Unterlagen beizufü-
gen bzw. haben ihr vorzuliegen:

a) in den Fällen des § 8 

– Bescheinigung über die Teilnahme an der vorge-
schriebenen Zwischenprüfung

– vorgeschriebenes Berichtsheft (Ausbildungsnach-
weise)

– das letzte Zeugnis der zuletzt besuchten berufsbil-
denden Schule (Berufskollegzeugnis)

– ggf. weitere Ausbildungs- und Tätigkeitsnachweise

b) in den Fällen des § 9 Abs. 1

– Bescheinigung über die Teilnahme an der vorge-
schriebenen Zwischenprüfung mit der Durch-
schnittsnote „gut“ in prüfungsrelevanten Bereichen

– vorgeschriebenes Berichtsheft (Ausbildungsnach-
weise)

– das letzte Zeugnis der zuletzt besuchten berufsbil-
denden Schule (Berufskollegszeugnis) sowie eine
positive und befürwortende Beurteilung des Berufs-
kollegs

– ggf. weitere Ausbildungs- und Tätigkeitsnachweise

– positive und befürwortende Beurteilung des Ausbil-
denden

c) in den Fällen des § 9 Abs. 2 und 3

– Tätigkeitsnachweise oder glaubhafte Darlegung
über den Erwerb von Kenntnissen und Fertigkeiten
im Sinne des § 9 Abs. 2 oder Ausbildungsnachweise
im Sinne des § 9 Abs. 3

– das letzte Zeugnis der zuletzt besuchten Schule

– ggf. weitere Ausbildungs- und Tätigkeitsnachweise.

§ 11

Entscheidung über die Zulassung

(1) Über die Zulassung zur Abschlussprüfung entschei-
det die Zuständige Stelle im Einvernehmen mit dem Prü-
fungsausschuss. Hält sie die Zulassungsvoraussetzungen
nicht für gegeben, so entscheidet der Prüfungsausschuss
(§ 39 Abs. 2 BBiG).

(2) Die Entscheidung über die Zulassung ist dem Prü-
fungsbewerber rechtzeitig unter Angabe des Prüfungsta-
ges und -ortes einschließlich der erlaubten Arbeits- und
Hilfsmittel mitzuteilen.

(3) Die Zulassung kann vom Prüfungsausschuss bis
zum ersten Prüfungstage, wenn sie aufgrund von
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gefälschten Unterlagen oder falschen Angaben ausge-
sprochen wurde, widerrufen werden.

Dritter Abschnitt
Durchführung der Prüfung

§ 12

Prüfungsgegenstand
(§ 35 BBiG)

(1) Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der
Prüfungsteilnehmer die erforderlichen Fertigkeiten
beherrscht, die notwendigen praktischen und theoreti-
schen Kenntnisse besitzt und mit dem ihm im Berufs-
schulunterricht vermittelten, für die Berufsausbildung
wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. 

(2) Die „Verordnung über die Berufsausbildung zum
Straßenwärter/zur Straßenwärterin“ in der jeweils gülti-
gen Fassung ist zugrunde zu legen.

§ 13

Gliederung der Prüfung

(1) Nach der „Verordnung über die Berufsausbildung
zum Straßenwärter/zur Straßenwärterin“ gliedert sich
die Prüfung in zwei getrennte Prüfungsteile:

– in einen theoretischen Teil (Kenntnisprüfung)

– in einen praktischen Teil (Fertigkeitsprüfung).

(2) Die Kenntnisprüfung ist schriftlich durchzuführen.
Die schriftliche Prüfung ist auf Antrag des Prüflings oder
nach Ermessen des Prüfungsausschusses in den einzelnen
Prüfungsbereichen durch eine mündliche Prüfung zu
ergänzen, wenn diese für das Bestehen der Prüfung den
Ausschlag geben kann. Die schriftliche Prüfung hat
gegenüber der mündlichen das doppelte Gewicht.

(3) Die mündliche Prüfung wird durchgeführt, wenn in
einem oder mehreren Prüfungsbereichen durch eine
mündliche Prüfung die Punktzahl so verbessert werden
kann, dass die Kenntnisprüfung insgesamt bestanden ist.
Näheres regelt § 9 der unter § 1 Abs. 2 genannten Verord-
nung.

Die Entscheidung über die Zulassung trifft die Zustän-
dige Stelle im Einvernehmen mit dem Prüfungsaus-
schuss.

(4) Eine erforderliche mündliche Prüfung soll vor der
Fertigkeitsprüfung durchgeführt werden.

§ 14

Prüfungsaufgaben

(1) Der Prüfungsausschuss erstellt und beschließt auf
der Grundlage der „Verordnung über die Berufsausbil-
dung zum Straßenwärter/zur Straßenwärterin“ die Prü-
fungsaufgaben. 

(2) Der Prüfungsausschuss kann die Aufgabenerstel-
lung einer Kommission übertragen.

(3) Bei mehreren Prüfungsausschüssen soll die Aufga-
benerstellung dem Koordinierungsausschuss (siehe § 1
Abs. 3) übertragen werden.

(4) Zweifelsfrei erkennbare Fehler in der Aufgabenstel-
lung oder in den Musterlösungen hat der Prüfungsaus-
schuss vor der Prüfung zu beheben. Festgestellte Fehler
in der Aufgabenstellung bei laufender Prüfung sind wäh-
rend der Prüfung zu beheben und zu dokumentieren.

§ 15

Nichtöffentlichkeit

Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Vertreter der
obersten Landesbehörden und der Zuständigen Stelle
sowie die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des
Berufsbildungsausschusses können anwesend sein. Der
Prüfungsausschuss kann andere Personen als Gäste
zulassen. Bei der Beratung über das Prüfungsergebnis
dürfen nur die Mitglieder des Prüfungsausschusses
anwesend sein.

§ 16

Leitung und Aufsicht

(1) Die Prüfung wird unter Leitung des Vorsitzenden
durchgeführt; das Prüfungsergebnis wird vom gesamten
Prüfungsausschuss festgestellt. Die Zuständige Stelle
regelt im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss die
Aufsichtsführung.

(2) Bei der Anfertigung von praktischen Aufgaben ist
sicherzustellen, dass jedes Prüfungsausschussmitglied
die Leistungen der einzelnen Prüflinge objektiv bewerten
kann.

(3) Die Anfertigung von Prüfungsstücken sowie Prü-
fungsleistungen, deren Arbeitsablauf zu bewerten ist,
sind von mindestens zwei, nicht der gleichen Gruppe (vgl.
§ 2 Abs. 2) angehörenden Mitgliedern des Prüfungsaus-
schusses zu überwachen; diese werden vom Prüfungsaus-
schuss bestimmt. Jeder Prüfer berichtet dem Prüfungs-
ausschuss von seinen Beobachtungen. Diese Beobachtun-
gen sind schriftlich zu dokumentieren.

(4) Bei Prüfungsleistungen, deren Endergebnis zu
bewerten ist, sowie bei der schriftlichen Prüfung kann
der Prüfungsausschussvorsitzende im Einvernehmen mit
der Zuständigen Stelle die Aufsichtsführung während
der Erstellung der Prüfungsleistungen regeln.

(5) Die Aufsichtsführung muss sicherstellen, dass der
Prüfungsteilnehmer die Arbeiten selbständig und nur mit
den erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln ausführt.

(6) Die mündliche Prüfung ist vom gesamten Prüfungs-
ausschuss abzunehmen.

(7) In den Fällen der Absätze 1, 3 und 4 ist über den
Ablauf eine Niederschrift zu fertigen.

§ 17

Ausweispflicht und Belehrung

Die Prüfungsteilnehmer haben sich auf Verlangen des
Vorsitzenden oder des Aufsichtsführenden über ihre Per-
son auszuweisen. Sie sind vor Beginn der Prüfung über
den Prüfungsablauf, die zur Verfügung stehende Zeit, die
erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel, die Folgen von Täu-
schungshandlungen und Ordnungsverstößen zu belehren.

§ 18

Täuschungshandlungen und
Ordnungsverstöße

(1) Unternimmt es ein Prüfungsteilnehmer, das Prü-
fungsergebnis durch Täuschung oder Benutzung nicht
zugelassener Arbeits- und Hilfsmittel zu beeinflussen
oder leistet er Beihilfe zu einer Täuschung oder einem
Täuschungsversuch, liegt eine Täuschung im Sinne dieser
Prüfungsordnung vor.

(2) Wird während der Prüfung festgestellt, dass ein
Prüfungsteilnehmer eine Täuschung begeht oder einen
entsprechenden Verdacht hervorruft, ist der Sachverhalt
vom Aufsichtsführenden festzustellen und zu protokol-
lieren. Der Prüfungsteilnehmer setzt die Prüfung vorbe-
haltlich der Entscheidung des Prüfungsausschusses über
die Täuschung fort.

(3) Liegt eine Täuschung vor, wird die entsprechende
praktische Arbeit bzw. der entsprechende Prüfungsbe-
reich mit „ungenügend“ (0 Punkte) bewertet. In schweren
Fällen, insbesondere bei vorbereiteten Täuschungshand-
lungen, kann der Prüfungsausschuss den Prüfungsteil-
nehmer von dem Prüfungsteil oder von der gesamten
Prüfung ausschließen. Der Ausschluss gilt als Nichtbe-
stehen der Prüfung. Das gleiche gilt bei Täuschungen, die
nachträglich innerhalb eines Jahres festgestellt werden.

(4) Behindert ein Prüfungsteilnehmer durch sein Ver-
halten die Prüfung so schwer, dass weder seine noch die
Prüfung anderer ordnungsgemäß durchgeführt werden
kann, ist er von der Teilnahme auszuschließen. Die Ent-
scheidung hierüber kann vom Aufsichtsführenden
getroffen werden. Die endgültige Entscheidung über die
Folgen für den Prüfling hat der Prüfungsausschuss
unverzüglich zu treffen. Absatz 3 gilt entsprechend.

(5) Gleiches gilt bei Nichtbeachtung der Arbeitsschutz-
und Sicherheitsvorschriften.
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(6) Vor der Entscheidung des Prüfungsausschusses ist
der Prüfungsteilnehmer zu hören. 

§ 19

Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Der Prüfungsbewerber kann nach erfolgter Anmel-
dung rechtzeitig vor Beginn der Prüfung durch schriftli-
che Erklärung zurücktreten. In diesem Fall gilt die Prü-
fung als nicht abgelegt.

(2) Tritt der Prüfungsbewerber nach Beginn der Prü-
fung zurück, so werden bereits erbrachte, in sich abge-
schlossene Prüfungsleistungen nur anerkannt, wenn ein
wichtiger Grund für den Rücktritt vorliegt (z. B. im
Krankheitsfalle durch Vorlage eines ärztlichen Attestes).

(3) Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der Prüfung oder
nimmt der Prüfungsbewerber an der Prüfung nicht teil,
ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, so gilt die Prü-
fung als nicht bestanden.

(4) Der wichtige Grund ist unverzüglich mitzuteilen
und nachzuweisen. Über das Vorliegen eines wichtigen
Grundes entscheidet der Prüfungsausschuss.

Vierter Abschnitt
Bewertung, Feststellung und 

Beurkundung des Prüfungsergebnisses

§ 20

Bewertung

(1) Die Prüfungsleistungen gemäß der Gliederung der
Prüfung nach § 13 sowie die Gesamtleistung sind – unbe-
schadet der Gewichtung von einzelnen Prüfungsleistun-
gen auf Grund der Verordnung oder, soweit diese darüber
keine Bestimmungen enthalten, auf Grund der Entschei-
dung des Prüfungsausschusses – wie folgt zu bewerten:

Eine den Anforderungen in besonderem Maße entspre-
chende Leistung

= 100 – 92 Punkte = Note 1 = sehr gut

eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung

=  unter 92 – 81 Punkte = Note 2 = gut

eine den Anforderungen im Allgemeinen entsprechende
Leistung

= unter 81 – 67 Punkte = Note 3 = befriedigend

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen
den Anforderungen noch entspricht

= unter 67 – 50 Punkte = Note 4 = ausreichend

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht,
jedoch erkennen lässt, dass gewisse Grundkenntnisse
noch vorhanden sind

= unter 50 – 30 Punkte = Note 5 = mangelhaft

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht
und bei der selbst Grundkenntnisse fehlen

= unter 30 Punkte = Note 6 = ungenügend.

(2) Prüfungsleistungen sind von den Mitgliedern des
Prüfungsausschusses getrennt und selbständig zu beur-
teilen und zu bewerten. Beobachtungen gemäß § 16
Abs. 3 können einbezogen werden.

(3) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind von einem
Fachlehrer und von einem Mitglied des Prüfungsaus-
schusses zu bewerten. Nach der Begutachtung haben sich
beide auf ein gemeinsames Ergebnis zu einigen. Anschlie-
ßend stehen die Prüfungsarbeiten allen Mitgliedern des
Prüfungsausschusses zur Einsichtnahme zur Verfügung.
Jedes Mitglied ist berechtigt, eine von dem Urteil des
Gutachtens abweichende Beurteilung mit Begründung
schriftlich zu vermerken. Bei abweichender Beurteilung
bewertet der Prüfungsausschuss die Arbeit endgültig,
sofern davon die Zulassung zur mündlichen Prüfung
abhängt.

(4) Die beobachtenden Mitglieder der Fertigkeitsprü-
fung geben eine eigene Bewertung ab, einigen sich auf ein
gemeinsames Ergebnis und teilen dieses anschließend
dem Prüfungsausschuss mit. Wird kein gemeinsames

Ergebnis erzielt, obliegt die endgültige Entscheidung
dem Prüfungsausschuss. Entsprechendes ist auch auf das
Fachgespräch anzuwenden. 

(5) Für die Bewertung der mündlichen Prüfung gibt der
Prüfer für das von ihm geprüfte Fach eine Vorschlagsnote
ab. Die abschließende Bewertung obliegt dem Prüfungs-
ausschuss.

§ 21

Feststellung des Prüfungsergebnisses

(1) Der Prüfungsausschuss stellt gemeinsam die Ergeb-
nisse der einzelnen Prüfungsleistungen sowie das
Gesamtergebnis (Bestanden/Nichtbestanden) der Prü-
fung fest. Dabei gewichtet er die einzelnen Prüfungsleis-
tungen gemäß der unter § 1 Abs. 2 genannten Verord-
nung. Im Kenntnisteil sind die Ergebnisse für schriftliche
und mündliche Prüfungsleistungen im jeweiligen Prü-
fungsbereich gegebenenfalls nach der Gewichtung
zusammenzufassen.

(2) Bei der Feststellung der einzelnen Prüfungsleistun-
gen und des Gesamtergebnisses der Prüfung ist der Prü-
fungsausschuss nicht an die Beurteilung und Bewertung
der einzelnen Mitglieder des Prüfungsausschusses nach
§ 20 Abs. 2 gebunden. Abweichende Beschlussfassungen
sind mit Begründung zu dokumentieren.

(3) Die Prüfung ist bestanden, wenn jeweils im prakti-
schen und schriftlichen Teil der Prüfung sowie innerhalb
des schriftlichen Teils mindestens zwei der Prüfungsbe-
reiche mindestens ausreichende Leistungen erbracht
worden sind. Werden die Prüfungsleistungen in einer der
praktischen Aufgaben oder in einem der fachbezogenen
Prüfungsbereiche mit „ungenügend“ bewertet, so ist die
Prüfung nicht bestanden (siehe § 9 der unter § 1 Abs. 2
genannten Verordnung). 

(4) Unbeschadet des § 24 Abs. 2 Satz 1 kann der Prü-
fungsausschuss bestimmen, dass in bestimmten Prü-
fungsgebieten (§ 13) eine Wiederholungsprüfung nicht
erforderlich ist. 

(5) Über den Verlauf der Prüfung einschließlich der
Feststellung der einzelnen Prüfungsergebnisse ist eine
Niederschrift zu fertigen. Sie ist von den Mitgliedern des
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.

(6) Der Prüfungsausschuss soll dem Prüfungsteilneh-
mer am letzten Prüfungstag mitteilen, ob er die Prüfung
„bestanden“ oder „nicht bestanden“ hat. Hierüber ist
dem Prüfungsteilnehmer unverzüglich eine vom Vorsit-
zenden zu unterzeichnende Bescheinigung auszuhändi-
gen. Dabei ist als Termin des Bestehens bzw. Nichtbeste-
hens der Tag der letzten Prüfungsleistung einzusetzen.

§ 22

Prüfungszeugnis

(1) Über die Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer
von der Zuständigen Stelle ein Zeugnis (§ 34 BBiG).

(2) Das Prüfungszeugnis enthält

– die Bezeichnung „Prüfungszeugnis nach § 34 BBiG“

– die Personalien des Prüfungsteilnehmers

– den Ausbildungsberuf

– die Zeit der Ausbildung

– das Gesamtergebnis der Prüfung und die Ergebnisse
von einzelnen Prüfungsleistungen

– das Datum des Bestehens der Prüfung

– die Unterschriften des Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses und des Beauftragten der Zuständigen Stelle
mit Siegel; mit Zustimmung des Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses kann dessen Unterschrift durch die
Unterschrift eines anderen Mitgliedes des Prüfungs-
ausschusses ersetzt werden.

§ 23 

Nicht bestandene Prüfung

(1) Bei nicht bestandener Prüfung erhalten der Prü-
fungsteilnehmer und sein gesetzlicher Vertreter sowie der
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Ausbildende von der Zuständigen Stelle einen schriftli-
chen Bescheid. Darin ist anzugeben, in welchen Prü-
fungsteilen ausreichende Leistungen nicht erbracht wor-
den sind und welche Prüfungsleistungen in einer Wieder-
holungsprüfung zu wiederholen sind (§ 21 Abs. 4).

(2) Auf die besonderen Bedingungen der Wiederho-
lungsprüfung gemäß § 24 ist hinzuweisen.

Fünfter Anschnitt
Wiederholungsprüfung

§ 24

Wiederholungsprüfung

(1) Eine nicht bestandene Abschlussprüfung kann
zweimal wiederholt werden (§ 34 Abs. 1 Satz 2 BBiG).

(2) Hat der Prüfungsteilnehmer bei nicht bestandener
Prüfung in der Kenntnisprüfung in Prüfungsbereichen
mindestens ausreichende Leistungen erbracht, so ist die-
ser Teil auf Antrag des Prüfungsteilnehmers nicht zu
wiederholen. Ist die Fertigkeitsprüfung bestanden, so
kann diese auf Antrag des Prüfungsteilnehmers bei einer
Wiederholung der Prüfung anerkannt werden. Diese
Regelung gilt nur, sofern der Antragsteller sich innerhalb
von zwei Jahren – gerechnet vom Tage der Beendigung
der nicht bestandenen Prüfung an – zur Wiederholungs-
prüfung anmeldet. Das Gleiche gilt, wenn nach Bestim-
mung des Prüfungsausschusses gemäß § 21 Abs. 4 in
bestimmten Prüfungsbereichen eine Wiederholung nicht
erforderlich ist oder eine Befreiung von der Wiederho-
lung der Prüfungsstücke ausgesprochen wurde.

(3) Die Prüfung kann frühestens zum nächsten Prü-
fungstermin wiederholt werden.

(4) Die Vorschriften über die Anmeldung und Zulas-
sung (§§ 8–11) gelten sinngemäß. Bei der Anmeldung sind
außerdem Ort und Datum der vorausgegangenen Prüfung
anzugeben.

Sechster Abschnitt
Zwischenprüfung

§ 25

Zweck und Zeitpunkt

Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist eine Zwi-
schenprüfung durchzuführen. Sie soll vor dem Ende des
zweiten Ausbildungsjahres stattfinden. Der § 7 (Prü-
fungstermine) und § 10 (Anmeldung zur Prüfung) gelten
entsprechend.

§ 26

Inhalt und Umfang

Über den Inhalt und Umfang der Zwischenprüfung
entscheidet der Prüfungsausschuss gemeinsam auf der
Grundlage der „Verordnung über die Berufsausbildung
zum Straßenwärter/zur Straßenwärterin“ (siehe § 8 der
vorgenannten Verordnung). Der § 14 (Prüfungsaufgaben)
gilt entsprechend.

§ 27

Durchführung

(1) Die Zwischenprüfung ist nach § 8 der „Verordnung
über die Berufsausbildung zum Straßenwärter/zur Stra-
ßenwärterin“ durchzuführen.

(2) Die §§ 15 (Nichtöffentlichkeit), 16 (Leitung und
Aufsicht), 17 (Ausweispflicht und Belehrung), 18 (Täu-
schungshandlungen und Ordnungsverstöße), 19 (Rück-
tritt, Nichtteilnahme) und 20 Abs. 1–4 (Bewertung) gel-
ten entsprechend.

§ 28

Niederschrift

Über den Verlauf der Prüfung einschließlich der Fest-
stellung des Leistungsstandes ist eine Niederschrift
anzufertigen. Sie ist von den Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses zu unterschreiben.

§ 29

Prüfungsbescheinigung

Über die Teilnahme an der Zwischenprüfung sowie
deren Ergebnis wird von der Zuständigen Stelle eine
Bescheinigung ausgestellt, die dem Auszubildenden, sei-
nem gesetzlichen Vertreter, dem Ausbildenden und der
Berufsschule zuzuleiten ist.

Siebter Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 30

Rechtsmittel

Maßnahmen und Entscheidungen des Prüfungsaus-
schusses sowie der Zuständigen Stelle sind bei ihrer
schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfungsbewerber
bzw. -teilnehmer mit einer Rechtsmittelbelehrung zu ver-
sehen. Diese richtet sich im Einzelnen nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung und den Ausführungsbestimmun-
gen des Landes NRW.

§ 31

Prüfungsunterlagen

Auf schriftlichen Antrag ist dem Prüfungsteilnehmer
innerhalb der Widerspruchsfrist von einem Monat Ein-
sicht in seine Prüfungsunterlagen zu gewähren. Die
schriftlichen Prüfungsarbeiten und die Anmeldungen
sind zwei Jahre und die Niederschriften gemäß § 21
Abs. 5 und § 28 zehn Jahre aufzubewahren. Der Ablauf
der vorgenannten Fristen wird durch das Einlegen eines
Rechtsmittels gehemmt.

§ 32

Kosten und Gebühren

(1) Die Zwischen- und Abschlussprüfungen sind
gebührenpflichtig. 

(2) Die für die Durchführung der Zwischen- und
Abschlussprüfungen entstehenden Kosten werden von
der Zuständigen Stelle erhoben und vereinnahmt.

(3) Für die Durchführung der Zwischen- und
Abschlussprüfung werden jeweils Gebühren nach Maß-
gabe der von der Zuständigen Stelle getroffenen Gebüh-
renregelung erhoben. Die Zuständige Stelle gibt die
Gebührenregelung nach den ihr zur Verfügung stehenden
Möglichkeiten (z. B. Internet) durch Veröffentlichung
bekannt. Für die Prüfung der Auszubildenden ist der
Ausbildende Schuldner. Andere Prüfungsteilnehmer sind
selbst Gebührenschuldner. Die Gebühren sind nach Maß-
gabe der Gebührenregelung der Zuständigen Stelle zu
entrichten.

§ 33

Geschäftsordnung des Berufsbildungsausschusses

Die Geschäftsordnung des Berufsbildungsausschusses
des Landes NRW gilt für die Prüfungsausschüsse ent-
sprechend. Sie ist auch auf den unter § 1 Abs. 3 genann-
ten Koordinierungsausschuss sowie eventuelle Unteraus-
schüsse der Prüfungsausschüsse anzuwenden.

§ 34

Koordinierungsausschuss, Unterausschüsse

Die in dieser Prüfungsordnung getroffenen Regelungen
gelten sinngemäß für den unter § 1 Abs. 3 genannten
Koordinierungsausschuss sowie eventuelle Unteraus-
schüsse der Prüfungsausschüsse.

§ 35

Umschüler

Diese Prüfungsordnung ist sinngemäß auch für
Umschulungsverhältnisse im Ausbildungsberuf „Stra-
ßenwärter/in“ anzuwenden. Es obliegt dem Prüfungsaus-
schuss zu entscheiden, welche Regelungen/Paragraphen
der Prüfungsordnung für Umschüler gelten oder nicht.
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§ 36

Übergangsregelung

Auf Berufsausbildungsverhältnisse, die vor dem 1. Au-
gust 2002 bestanden, ist die bisherige Prüfungsordnung
weiter anzuwenden.

§ 37

In-Kraft-Treten, Genehmigung

Die Prüfungsordnung wurde am 16. Dezember 2003
gemäß § 41 Satz 3 BBiG von der für das Straßenwesen
zuständigen obersten Landesbehörde des Landes NRW
genehmigt. 

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Ver-
kündung in Kraft und gilt bis zum 30. April 2009. 

Köln, den 10. Mai 2004

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW 
als Zuständige Stelle in NRW 

für den Ausbildungsberuf 
„Straßenwärter/Straßenwärterin“

i. V.

Ralf  P a g e n k o p f

– GV. NRW. 2004 S. 308

Genehmigung der 
31. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Düsseldorf 
im Gebiet der Stadt Neukirchen-Vluyn

Vom 26. Mai 2004

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Düsseldorf hat
in seiner Sitzung am 1. April 2004 die Aufstellung der
Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regie-
rungsbezirk Düsseldorf im Gebiet der Stadt Neukirchen-
Vluyn beschlossen (Zeche Niederberg und Halde Nord-
deutschland).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 26. Mai 2004
– V.2 – 30.15.02.32 – gemäß § 16 Abs. 1 des Landespla-
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt geändert am
17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 195) im Einvernehmen mit den
fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt.

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes ent-
haltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla-
nung.

Die 31. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für
den Regierungsbezirk Düsseldorf wird beim Ministerium
für Verkehr, Energie und Landesplanung (Landespla-
nungsbehörde), der Bezirksregierung Düsseldorf
(Bezirksplanungsbehörde) sowie dem Kreis Wesel und
der Stadt Neukirchen-Vluyn zur Einsicht für jedermann
niedergelegt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes.

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei-
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick-
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung
Düsseldorf (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren
Bekanntmachung verletzt worden sind.

Düsseldorf, den 26. Mai 2004

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr.  P i e t r z e n i u k

– GV. NRW. 2004 S. 314

Genehmigung der 
24. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Düsseldorf 
im Gebiet der Stadt Rees

Vom 27. Mai 2004

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Düsseldorf hat
in seiner Sitzung am 1. April 2004 die Aufstellung der
Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regie-
rungsbezirk Düsseldorf im Gebiet der Stadt Rees
beschlossen (Darstellung eines Bereiches für die Siche-
rung und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze
und eines Bereiches mit sonstiger Zweckbindung).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 27. Mai 2004
– V.2 – 30.15.02.31 – gemäß § 16 Abs. 1 des Landespla-
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt geändert am
17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 195) im Einvernehmen mit den
fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt.

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes ent-
haltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla-
nung.

Die 24. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für
den Regierungsbezirk Düsseldorf wird beim Ministerium
für Verkehr, Energie und Landesplanung (Landespla-
nungsbehörde), der Bezirksregierung Düsseldorf
(Bezirksplanungsbehörde) sowie dem Kreis Kleve und
der Stadt Rees zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes.

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei-
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick-
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung
Düsseldorf (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren
Bekanntmachung verletzt worden sind.

Düsseldorf, den 27. Mai 2004

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. P i e t r z e n i u k

– GV. NRW. 2004 S. 314
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7126
Gesetz 

zu dem Staatsvertrag zum Lotteriewesen in
Deutschland (Lotteriestaatsvertrag – LoStV)  und
dem Staatsvertrag über die Regionalisierung von
Teilen der von den Unternehmen des deutschen

Lotto- und Totoblocks erzielten Einnahmen

Vom 22. Juni 2004

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Zustimmung zum Staatsvertrag zum Lotteriewesen

Dem zwischen den Ländern der Bundesrepublik
Deutschland geschlossenen Staatsvertrag zum Lotterie-
wesen vom 13. Februar 2004 wird zugestimmt. Der
Staatsvertrag wird nachstehend als Anlage veröffent-
licht.

Artikel 2
Zustimmung zum Staatsvertrag über die 
Regionalisierung von Teilen der von den 

Unternehmen des Deutschen Lotto- und Totoblocks
erzielten Einnahmen

Dem zwischen den Ländern der Bundesrepublik
Deutschland geschlossenen Staatsvertrag über die Regio-
nalisierung von Teilen der von den Unternehmen des
Deutschen Lotto- und Totoblocks erzielten Einnahmen
vom 13. Februar 2004 wird zugestimmt. Der Staatsver-
trag wird nachstehend als Anlage veröffentlicht.

Artikel 3
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Artikel 1 und 2 treten am Tag nach der Verkündung
des Gesetzes in Kraft.

(2) Der Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Staatsver-
träge wird im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land
Nordrhein-Westfalen bekannt gegeben. Sollten die
Staatsverträge gegenstandslos werden, macht das Innen-
ministerium dies im Gesetz- und Verordnungsblatt für
das Land Nordrhein-Westfalen bis zum 31. Juli 2004
bekannt.

Düsseldorf, den 22. Juni 2004

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Stellvertreter
des Ministerpräsidenten

(L. S.) Dr. Michael  Ve s p e r

Der Innenminister
zugleich für 

den Finanzminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

Anlage

Staatsvertrag 
zum Lotteriewesen in Deutschland

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“ genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 1 

Ziel des Staatsvertrages

Ziel des Staatsvertrages ist es, 

1. den natürlichen Spieltrieb der Bevölkerung in geord-
nete und überwachte Bahnen zu lenken, insbesondere
ein Ausweichen auf nicht erlaubte Glücksspiele zu
verhindern,

2. übermäßige Spielanreize zu verhindern,

3. eine Ausnutzung des Spieltriebs zu privaten oder
gewerblichen Gewinnzwecken auszuschließen,

4. sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsgemäß
und nachvollziehbar durchgeführt werden und

5. sicherzustellen, dass ein erheblicher Teil der Einnah-
men aus Glücksspielen zur Förderung öffentlicher
oder steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der Abga-
benordnung verwendet wird.

§ 2

Anwendungsbereich

Die Länder regeln mit diesem Staatsvertrag die Veran-
staltung, die Durchführung und die gewerbliche Vermitt-
lung von öffentlichen Glücksspielen. Dieser Staatsver-
trag gilt nicht für Spielbanken.

§ 3 

Begriffsbestimmungen

(1) Ein Glücksspiel liegt vor, wenn im Rahmen eines
Spiels für den Erwerb einer Gewinnchance ein Entgelt
verlangt wird und die Entscheidung über den Gewinn
ganz oder überwiegend vom Zufall abhängt. Die Ent-
scheidung über den Gewinn hängt in jedem Fall vom
Zufall ab, wenn dafür der ungewisse Eintritt oder Aus-
gang zukünftiger Ereignisse maßgeblich ist.

(2) Ein öffentliches Glücksspiel liegt vor, wenn für
einen größeren, nicht geschlossenen Personenkreis eine
Teilnahmemöglichkeit besteht oder es sich um gewohn-
heitsmäßig veranstaltete Glücksspiele in Vereinen oder
sonstigen geschlossenen Gesellschaften handelt.

(3) Ein Glücksspiel im Sinne des Absatzes 1, bei dem
einer Mehrzahl von Personen die Möglichkeit eröffnet
wird, nach einem bestimmten Plan gegen ein bestimmtes
Entgelt die Chance auf einen Geldgewinn zu erlangen, ist
eine Lotterie. Die Vorschriften über Lotterien gelten
auch, wenn anstelle von Geld Sachen oder andere geld-
werte Vorteile gewonnen werden können (Ausspielung).

§ 4

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Veranstaltung, Durchführung und gewerbliche
Vermittlung von öffentlichen Glücksspielen muss mit den
Zielen des § 1 in Einklang stehen.

(2) Die Veranstaltung, Durchführung und gewerbliche
Vermittlung von öffentlichen Glücksspielen darf den
Erfordernissen des Jugendschutzes nicht zuwiderlaufen.
Die Teilnahme von Minderjährigen ist unzulässig.
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(3) Art und Umfang der Werbemaßnahmen für Glücks-
spiele müssen angemessen sein und dürfen nicht in
Widerspruch zu den Zielen des § 1 stehen. Die Werbung
darf nicht irreführend sein, insbesondere nicht darauf
abzielen, unzutreffende Vorstellungen über die Gewinn-
chancen hervorzurufen.

(4) Die Veranstalter, Durchführer und die gewerb-
lichen Spielvermittler haben Informationen über Spiel-
sucht, Prävention und Behandlungsmöglichkeiten bereit-
zuhalten.

Zweiter Abschnitt
Aufgabe des Staates

§ 5 

Sicherstellung eines ausreichenden 
Glücksspielangebotes 

(1) Die Länder haben im Rahmen der Zielsetzungen
des § 1 die ordnungsrechtliche Aufgabe, ein ausreichen-
des Glücksspielangebot sicherzustellen.

(2) Auf gesetzlicher Grundlage können die Länder
diese Aufgabe selbst, durch juristische Personen des
öffentlichen Rechts oder durch privatrechtliche Gesell-
schaften, an denen juristische Personen des öffentlichen
Rechts unmittelbar oder mittelbar maßgeblich beteiligt
sind, erfüllen.

(3) Den in Absatz 2 Genannten ist ein Tätigwerden als
Veranstalter oder Durchführer (§ 8 Abs. 2) nur in dem
Land gestattet, in dem sie ihre Aufgaben nach Absatz 2
wahrnehmen. Sie dürfen Glücksspiele nur in diesem
Land vertreiben oder vertreiben lassen. In einem anderen
Land dürfen sie Glücksspiele nur mit Zustimmung dieses
Landes veranstalten oder durchführen. Auf die Erteilung
der Zustimmung besteht kein Rechtsanspruch.

(4) Anderen als den in Absatz 2 Genannten darf nur
die Veranstaltung von Lotterien und Ausspielungen nach
den Vorschriften des Dritten Abschnitts erlaubt werden.

Dritter Abschnitt
Lotterien anderer Veranstalter

§ 6

Erlaubnis

(1) Wer außerhalb des Anwendungsbereichs des § 5
Abs. 2 eine Lotterie öffentlich veranstalten will, bedarf
einer Erlaubnis. Über die Erteilung der Erlaubnis ent-
scheidet die zuständige Behörde nach pflichtgemäßem
Ermessen.

Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn

1. der Veranstaltung keine Versagungsgründe nach § 7
entgegenstehen,

2. die in § 8, § 9 Abs. 1 und 2 und § 10 Abs. 3 genannten
Voraussetzungen vorliegen,

3. mit der Veranstaltung keine wirtschaftlichen Zwecke
verfolgt werden, die über den mit dem Hinweis auf die
Bereitstellung von Gewinnen verbundenen Werbeef-
fekt hinausgehen und 

4. nicht zu erwarten ist, dass durch die Veranstaltung
selbst oder durch die Verwirklichung des Veranstal-
tungszwecks oder die Verwendung des Reinertrages
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet
wird oder die Beziehungen der Bundesrepublik
Deutschland zu anderen Staaten beeinträchtigt wer-
den.

Satz 3 Nr. 3 gilt nicht für Veranstaltungen in der Form
des Gewinnsparens. 

(2) Erlaubnisse werden von der zuständigen Behörde
für das Gebiet des jeweiligen Landes oder einen Teil die-
ses Gebiets erteilt. Soll eine Lotterie mit einem einheit-
lichen länderübergreifenden Spielplan in mehreren Län-
dern veranstaltet werden, darf sie nur im Einvernehmen
mit den Ländern erlaubt werden, in denen die Lotterie
veranstaltet werden soll. Liegen sonstige Anhaltspunkte
dafür vor, dass eine Lotterie auch in einem anderen Land
veranstaltet werden soll, darf sie nur im Benehmen mit
diesem Land erlaubt werden.

(3) Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen länder-
übergreifenden Spielplan in mehreren Ländern veran-
staltet werden, kann abweichend von Absatz 2 Satz 1 das
Land, in dem der Veranstalter seinen Sitz hat, eine
Erlaubnis auch mit Wirkung für die Länder erteilen, die
hierzu ermächtigt haben.

§ 7

Versagungsgründe

(1) Eine Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn die
Veranstaltung § 4 widerspricht. Dies ist vor allem der
Fall, wenn nicht auszuschließen ist, dass die Veranstal-
tung der Lotterie wegen des insgesamt bereits vorhande-
nen Glücksspielangebotes, insbesondere im Hinblick auf
die Zahl der bereits veranstalteten Glücksspiele oder
deren Art oder Durchführung den Spieltrieb in besonde-
rer Weise fördert.

(2) Eine Erlaubnis darf insbesondere nicht erteilt wer-
den, wenn 

1. der Spielplan vorsieht, dass 

a) die Bekanntgabe der Ziehungsergebnisse öfter als
zweimal wöchentlich erfolgt,

b) der Höchstgewinn einen Wert von 1 Million Euro
übersteigt oder

c) Teile des vom Spieler zu entrichtenden Entgeltes zu
dem Zweck angesammelt werden, Gewinne für
künftige Ziehungen zu schaffen (planmäßiger Jack-
pot)

oder

2. eine interaktive Teilnahme in Medien, insbesondere im
Internet, mit zeitnaher Gewinnbekanntgabe ermög-
licht wird.

§ 8

Veranstalter

(1) Eine Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der
Veranstalter 

1. die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körper-
schaftsteuergesetzes erfüllt und

2. zuverlässig ist, insbesondere die Gewähr dafür bietet,
dass die Veranstaltung ordnungsgemäß und für die
Spielteilnehmer sowie die Erlaubnisbehörde nachvoll-
ziehbar durchgeführt und der Reinertrag zweckent-
sprechend verwendet wird.

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die von der Körperschaft des
öffentlichen Rechts „Bayerisches Rotes Kreuz“ veran-
stalteten Lotterien und für Veranstaltungen in der Form
des Gewinnsparens.

(2) Soll die Veranstaltung ganz oder überwiegend von
einem Dritten durchgeführt werden, darf unbeschadet
des § 5 Abs. 3 die Erlaubnis nur erteilt werden, wenn
nicht die Gefahr besteht, dass durch die Durchführung
die Transparenz und Kontrollierbarkeit der Veranstal-
tung beeinträchtigt wird und der Dritte 

1. die Anforderungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt,

2. hinsichtlich der Durchführung der Veranstaltung den
Weisungen des Veranstalters unterliegt und keinen
maßgeblichen rechtlichen oder tatsächlichen Einfluss
auf den Veranstalter hat,

3. seinen Sitz oder Wohnsitz in der Bundesrepublik
Deutschland hat.

Abweichend von Satz 1 Nr. 3 ist für Dritte aus einem
Mitgliedsstaat der Europäischen Union eine inländische
Niederlassung ausreichend. 

§ 9

Spielplan, Kalkulation und Durchführung 
der Veranstaltung 

(1) Nach dem Spielplan müssen der Reinertrag, die
Gewinnsumme und die Kosten in einem angemessenen
Verhältnis zueinander stehen; die Kosten der Veranstal-
tung sind so gering wie möglich zu halten. Reinertrag ist
der Betrag, der sich aus der Summe der Entgelte nach
Abzug von Kosten, Gewinnsumme und Steuern ergibt.
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Für den Reinertrag und die Gewinnsumme sollen im
Spielplan jeweils mindestens 30 vom Hundert der Entgelte
vorgesehen sein und es darf kein Grund zu der Annahme
bestehen, dass diese Anteile nicht erreicht werden.

Bei der Antragstellung ist eine Kalkulation vorzulegen,
aus der sich die voraussichtlichen Kosten der Veranstal-
tung, die Gewinnsumme, die Steuern und der Reinertrag
ergeben. Zeigt sich nach Erteilung der Erlaubnis, dass die
kalkulierten Kosten voraussichtlich überschritten wer-
den, ist dies der Erlaubnisbehörde unverzüglich anzuzei-
gen und eine neue Kalkulation vorzulegen.

(2) In den Kosten der Lotterie dürfen Kosten von Drit-
ten im Sinne des § 8 Abs. 2 nach Art und Umfang nur
insoweit berücksichtigt werden, als sie den Grundsätzen
wirtschaftlicher Betriebsführung entsprechen. Die Ver-
gütung des Dritten darf nicht abhängig vom Umsatz
berechnet werden.

(3) Der Veranstalter hat der zuständigen Behörde alle
Unterlagen vorzulegen und alle Auskünfte zu erteilen,
die zur Überprüfung der ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung der Lotterie erforderlich sind. Insbesondere hat er
eine Abrechnung vorzulegen, aus der sich die tatsächli-
che Höhe der Einnahmen, des Reinertrages, der Gewinn-
ausschüttung und der Kosten der Veranstaltung ergibt.

(4) Die zuständige Behörde kann auf Kosten des Ver-
anstalters einen staatlich anerkannten Wirtschaftsprüfer
beauftragen oder dessen Beauftragung vom Veranstalter
verlangen, damit ein Gutachten zur Überprüfung der
ordnungsgemäßen Planung oder Durchführung der Lot-
terie, insbesondere zur Angemessenheit der Kosten der
Lotterie erstattet und der Behörde vorgelegt wird. Die
Kosten des Gutachtens sind Kosten der Lotterie.

§ 10

Verwendung des Reinertrages

(1) Der Reinertrag der Veranstaltung muss zeitnah für
den in der Erlaubnis festgelegten Zweck verwendet wer-
den.

(2) Will der Veranstalter den Reinertrag für einen
anderen als den in der Erlaubnis festgelegten Zweck ver-
wenden oder kann der Verwendungszweck nicht oder
nicht zeitnah verwirklicht werden, hat der Veranstalter
dies der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen.
Diese kann nach Anhörung des Veranstalters den Ver-
wendungszweck neu festlegen.

(3) Ein angemessener Anteil des Reinertrages soll in
dem Land verwendet werden, in dem die Lotterie veran-
staltet wird.

§ 11

Form und Inhalt der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis wird schriftlich erteilt. In ihr sind
insbesondere festzulegen:

1. der Veranstalter sowie im Falle des § 8 Abs. 2 der
Dritte,

2. Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der Ver-
anstaltung, 

3. der Verwendungszweck des Reinertrages, die Art und
Weise des Nachweises der Verwendung und der Zeit-
punkt, zu dem der Nachweis zu erbringen ist,

4. der Spielplan und

5. die Vertriebsform.

(2) Die Erlaubnis ist weder übertragbar noch kann sie
einem Anderen zur Ausübung überlassen werden.

(3) Die Erlaubnis kann widerruflich erteilt werden; sie
ist auf höchstens ein Jahr zu befristen. Sie kann, auch
nachträglich, mit Nebenbestimmungen versehen werden.

§ 12

Aufgaben und Befugnisse der zuständigen Behörden 

(1) Die zuständige Behörde hat im öffentlichen Inte-
resse darüber zu wachen und darauf hinzuwirken, dass
die Bestimmungen dieses Staatsvertrages, die hierauf
gestützten Anordnungen und die mit der Erteilung einer

Erlaubnis verfügten Nebenbestimmungen eingehalten
werden und dass unerlaubtes Glücksspiel und die Wer-
bung hierfür unterbleiben.Sie kann die hierzu erforder-
lichen Maßnahmen treffen, insbesondere 

1. die Veranstaltung unerlaubten Glücksspiels untersa-
gen,

2. jederzeit Auskunft und Vorlage aller Unterlagen und
Nachweise verlangen, die zur Prüfung der Einhaltung
der Anforderungen nach §§ 6 bis 10 erforderlich sind,

3. weitere Anforderungen an die Durchführung der Lot-
terie, insbesondere an die Überwachung der Gewinn-
ermittlung und an die technische Ausstattung stellen.
Sie kann verlangen, dass der Spielbetrieb auf Kosten
des Veranstalters durch einen von ihr oder dem Veran-
stalter zu beauftragenden Sachverständigen geprüft
wird.

(2) Die zuständige Behörde kann einen Treuhänder
bestellen, wenn

1. die Veranstaltung ohne die erforderliche Erlaubnis
durchgeführt wird,

2. die Erlaubnis zurückgenommen oder widerrufen wird
oder

3. Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass die
geordnete Durchführung einer Veranstaltung oder die
festgelegte Verwendung des Reinertrages gefährdet ist.

(3) Der Treuhänder unterliegt der Aufsicht der zustän-
digen Behörde. Er hat insbesondere für die zweckent-
sprechende Verwendung des Reinertrages zu sorgen. Er
ist berechtigt, den Spielertrag und die der Durchführung
der Veranstaltung dienenden Gegenstände in Besitz zu
nehmen sowie die erforderlichen Maßnahmen zu treffen.
Der Veranstalter verliert mit der Bestellung des Treuhän-
ders die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis. Er hat
dem Treuhänder die zur Führung der Geschäfte erforder-
lichen Unterlagen herauszugeben, die erforderlichen
Auskünfte zu erteilen und die zur einstweiligen Fortfüh-
rung der Veranstaltung erforderlichen Dienstleistungen
und Personal zur Verfügung zu stellen.

(4) Der Veranstalter hat der Behörde die Kosten zu
erstatten, die ihr durch die Inanspruchnahme des Treu-
händers entstehen; die Kosten werden von der Behörde
festgesetzt.

§ 13 

Kleine Lotterien 

Die Länder können von den Regelungen des Staatsver-
trages für nicht länderübergreifend veranstaltete Lotte-
rien abweichen, bei denen

1. die Summe der zu entrichtenden Entgelte den Betrag
von 40.000 Euro nicht übersteigt,

2. der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für
gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke
verwandt wird und

3. der Reinertrag und die Gewinnsumme jeweils mindes-
tens 25 vom Hundert der Entgelte betragen.

Vierter Abschnitt
Gewerbliche Spielvermittlung

§ 14 

Gewerbliche Spielvermittlung 

(1) Gewerbliche Spielvermittlung betreibt, wer im
Auftrag der Spielinteressenten

1. einzelne Spielverträge an einen Veranstalter vermittelt
oder

2. Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zusam-
menführt und deren Spielbeteiligung dem Veranstal-
ter – selbst oder über Dritte – vermittelt,

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch diese
Tätigkeit nachhaltig Gewinn zu erzielen. 

(2) Für die Tätigkeit des gewerblichen Spielvermittlers
gelten unbeschadet sonstiger gesetzlicher Regelungen
folgende Anforderungen:
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1. Art und Umfang der Werbemaßnahmen für die Betei-
ligung an den vermittelten Spielen oder Spielgemein-
schaften müssen angemessen sein und dürfen nicht in
Widerspruch zu § 1 stehen. Sie dürfen nicht irrefüh-
rend sein und insbesondere nicht darauf abzielen,
unzutreffende Vorstellungen über die Gewinnchancen
hervorzurufen.

2. Die Tätigkeit des gewerblichen Spielvermittlers darf
den Erfordernissen des Jugendschutzes nicht zuwider-
laufen. Die Vermittlung von Spielaufträgen Minder-
jähriger ist unzulässig.

3. Der gewerbliche Spielvermittler hat mindestens zwei
Drittel der von den Spielern vereinnahmten Beträge
für die Teilnahme am Spiel an den Veranstalter
weiterzuleiten. Er hat die Spieler vor Vertragsab-
schluss in Textform klar und verständlich auf den für
die Spielteilnahme an den Veranstalter weiterzulei-
tenden Betrag hinzuweisen sowie ihnen unverzüglich
nach Vermittlung des Spielauftrages den Veranstalter
mitzuteilen.

4. Gewerbliche Spielvermittler und von ihnen oder den
Spielinteressenten im Sinne von Absatz 1 beauftragte
Dritte sind verpflichtet, bei jeder Spielteilnahme dem
Veranstalter die Vermittlung offen zu legen.

5. Gewerbliche Spielvermittler sind verpflichtet, dafür
Sorge zu tragen, dass bei Vertragsabschluss ein zur
unabhängigen Ausübung eines rechts- oder steuerbe-
ratenden Berufes befähigter Treuhänder mit der Ver-
wahrung der Spielquittungen und der Geltendma-
chung des Gewinnanspruches gegenüber dem Veran-
stalter beauftragt wird. Dem Spielteilnehmer ist bei
Vertragsabschluss ein Einsichtsrecht an den Spielquit-
tungen, die in seinem Auftrag vermittelt worden sind,
einzuräumen.

(3) Die zuständige Behörde überwacht im öffentlichen
Interesse die Erfüllung der in Absatz 2 genannten Ver-
pflichtungen. Sie kann hierzu die erforderlichen Maß-
nahmen entsprechend § 12 Abs. 1 treffen, insbesondere
die erforderlichen Auskünfte und die Vorlage geeigneter
Unterlagen verlangen. Ergeben sich Zweifel an der
Zuverlässigkeit des Spielvermittlers, so ist die für die
Gewerbeuntersagung zuständige Behörde zu unterrich-
ten.

Fünfter Abschnitt 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 15 

Regelungen der Länder

Die Länder erlassen die zur Ausführung dieses Staats-
vertrages notwendigen Bestimmungen. In ihren Ausfüh-
rungsgesetzen können sie auch vorsehen, dass Verstöße
gegen die Bestimmungen dieses Staatsvertrages mit
Geldbuße geahndet werden. Sie können darin zudem das
in § 7 Abs. 1 enthaltene Verbot der Erlaubniserteilung
konkretisieren. 

§ 16 

Weitere Regelungen

(1) Für eine vor In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages
erteilte Konzession, Genehmigung oder Erlaubnis gelten
§ 11 Abs. 3 Satz 2 und  § 12 entsprechend. Abweichend
von § 5 Abs. 2 kann das Land Rheinland-Pfalz seine Auf-
gabe nach § 5 Abs. 1 durch ein betrautes Unternehmen
wahrnehmen.

(2) Die zuständige Behörde kann eine Lotterie, die bei
In-Kraft-Treten dieses Vertrages von mehreren Veran-
staltern in allen Ländern durchgeführt wird und bei der
der Reinertrag ausschließlich zur Erfüllung der in § 1 Nr.
5 genannten Zwecke verwandt wird, abweichend von § 6
Abs. 1 Satz 3 Nr. 3, § 7 Abs. 2, § 8 Abs. 1 Nr. 1 und § 9
Abs. 1 Satz 3 erlauben.

(3) Der Reinertrag von Veranstaltungen in der Form
des Gewinnsparens muss mit Beginn des dritten Kalen-
derjahres nach In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages
mindestens 25 vom Hundert der Entgelte betragen. Der

Reinertrag ist für steuerbegünstigte Zwecke im Sinne der
Abgabenordnung zu verwenden. Erlaubnisse können all-
gemein erteilt werden.

§ 17

Kündigung

Dieser Staatsvertrag kann von jedem der vertrags-
schließenden Länder mit einer Frist von zwei Jahren zum
Schluss eines Kalenderjahres gekündigt werden. Die
Kündigung kann erstmals zum 30. Juni 2014 erfolgen.
Die Kündigung ist schriftlich gegenüber dem Vorsitzen-
den der Ministerpräsidentenkonferenz zu erklären. Die
Kündigung eines Landes lässt das zwischen den übrigen
Ländern bestehende Vertragsverhältnis unberührt,
jedoch kann jedes der übrigen Länder das Vertragsver-
hältnis binnen einer Frist von drei Monaten nach Ein-
gang der Benachrichtigung über die gegenüber dem Vor-
sitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz erfolgte
Kündigungserklärung zum selben Zeitpunkt kündigen.

§ 18

In-Kraft-Treten

Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2004 in Kraft. § 14
Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 tritt ein Jahr nach In-Kraft-Treten
dieses Staatsvertrages in Kraft. Sind bis zum 30. Juni
2004 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Staats-
kanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonfe-
renz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

Für das Land Baden-Württemberg:
Erwin Teufel, den 18. Dezember 2003

Für den Freistaat Bayern:
Dr. Edmund Stoiber, den 18. Dezember 2003

Für das Land Berlin:
Klaus Wowereit, den 19. Dezember 2003

Für das Land Brandenburg:
Matthias Platzeck, den 19. Dezember 2003

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Dr. Henning Scherf, den 18. Dezember 2003

Für die Freie Hansestadt Hamburg:
Ole von Beust, den 18. Dezember 2003

Für das Land Hessen:
Roland Koch, den 18. Dezember 2003

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Dr. Harald Ringstorff, den 18. Dezember 2003

Für das Land Niedersachsen:
Christian Wulff, den 18. Dezember 2003

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Peer Steinbrück, den 18. Dezember 2003

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Kurt Beck, den 13. Februar 2004

Für das Saarland:
Peter Müller, den 18. Dezember 2003

Für das Freistaat Sachsen:
Prof. Dr. Georg Milbradt, den 18. Dezember 2003

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Prof. Dr. Wolfgang Böhmer, den 19. Januar 2004

Für das Land Schleswig-Holstein:
Heide Simonis, den 9. Februar 2004

Für den Freistaat Thüringen:
Dieter Althaus, den 18. Dezember 2003
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Anlage

Staatsvertrag 
über die Regionalisierung von Teilen 

der von den Unternehmen
des Deutschen Lotto- und Totoblocks 

erzielten Einnahmen

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“ genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Präambel

In den einzelnen Ländern bestehen Lotto- und Totoun-
ternehmen in unterschiedlicher Rechtsform, die auf
Grundlage des jeweiligen Landesrechts im Land ihrer
Niederlassung Lotterien und Wetten veranstalten bzw.
durchführen dürfen.

Der Tätigkeitsbereich sowie der Vertrieb jeglicher Art
der einzelnen Lotto- und Totounternehmen ist demgemäß
auf das Gebiet des jeweiligen Landes beschränkt.

§ 1

Grundsatz

Die Länder verpflichten sich, Einnahmen, aus gewerb-
licher Spielvermittlung durch das in den §§ 4 und 5
beschriebene Verfahren denjenigen Ländern zukommen
zu lassen, denen sie wirtschaftlich zuzurechnen sind
(Regionalisierung).

§ 2

Gewerbliche Spielvermittlung

Gewerbliche Spielvermittlung betreibt, wer im Auftrag
der Spielinteressenten

1. einzelne Spielverträge an einen Veranstalter vermittelt
oder

2. Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zusam-
menführt und deren Spielbeteiligung dem Veranstal-
ter – selbst oder über Dritte – vermittelt,

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch diese
Tätigkeit nachhaltig Gewinn zu erzielen.

§ 3

Mitteilungspflichten der Länder

Die Länder verpflichten sich, zum Zwecke der Regio-
nalisierung der für die Berechnung und Mitteilung nach
§ 5 Abs. 1 zuständigen Stelle jährlich bis zum 31. Januar
für das Vorjahr mitzuteilen:

1. getrennt für jede gemeinsame Veranstaltung von
Glücksspielen des Deutschen Lotto- und Totoblocks
die Summe der Spieleinsätze und die vereinnahmten
Bearbeitungsgebühren der Unternehmen des Deut-
schen Lotto- und Totoblocks,

2. den von gewerblichen Spielvermittlern stammenden
Anteil an den Summen nach Nummer 1,

3. die auf den Anteil nach Nummer 2 entfallende
Gewinnausschüttung und Bearbeitungsgebühr.

§ 4

Regionalisierungsmasse, Regionalisierungsmaßstab

(1) Regionalisiert werden die von den Ländern mitge-
teilten Anteile nach § 3   Nr. 2, abzüglich

1. der darauf entfallenden Gewinnausschüttung, 

2. der Bearbeitungsgebühr bis zu einer Höhe von maxi-
mal 3 von Hundert der Spieleinsätze nach § 3 Nr. 2 und

3. einer Pauschale von den Spieleinsätzen nach § 3 Nr. 2.

Die Pauschale nach Satz 1 Nr. 3 beträgt bei einer
Gewinnausschüttung von 50 von Hundert in den Jahren
bis Ende 2006 jeweils 9 von Hundert und ab dem Jahr
2007 8,33 von Hundert. Wenn die Gewinnausschüttung
an die Spielteilnehmer weniger als 50 von Hundert
beträgt, wird die Pauschale entsprechend dem tatsäch-
lichen Ausspielungsergebnis erhöht. Beträgt die Gewinn-
ausschüttung mehr als 50 von Hundert, so mindert sich
die Pauschale entsprechend.

(2) Die Regionalisierung erfolgt nach dem Verhältnis
der jeweiligen Summen nach § 3 Nr. 1 zur Gesamtsumme
der von den Unternehmen des Deutschen Lotto- und
Totoblocks erzielten Spielumsätze, jeweils bereinigt um
den von gewerblichen Spielvermittlern stammenden
Anteil.

§ 5

Regionalisierungsverfahren

(1) Der Freistaat Bayern berechnet die nach den vor-
stehenden Regelungen notwendigen Ausgleichszahlun-
gen zwischen den Ländern und teilt das Ergebnis den
Ländern für den von ihnen vorzunehmenden Ausgleich
bis zum 30. April jeden Jahres mit. Dabei ist der Anteil
der Lotteriesteuer gesondert auszuweisen. Die erforder-
lichen Ausgleichszahlungen sind von den Ländern bis
zum 30. Juni jeden Jahres für das Vorjahr vorzunehmen,
erstmals für das zweite Halbjahr 2004. Die Einzelheiten
zum Zahlungsverkehr werden in der Mitteilung nach
Satz 1 festgelegt.

(2) Die nach Absatz 1 vorgenommene Regionalisierung
ist zu ändern, sofern sich nachträglich herausstellt, dass
unzutreffende Daten zugrunde gelegt worden sind. Jedes
Land ist berechtigt, innerhalb von zwei Jahren nach
Ablauf des Jahres, für das die Regionalisierung vorge-
nommen wurde, eine Prüfung der vorgenommenen
Berechnung zu verlangen. Eine Korrektur der Regionali-
sierung unterbleibt, wenn sich ergibt, dass die Korrektur
der Daten für kein Land zu einer Änderung bei den
Umsätzen von mehr als 400.000 Euro jährlich führt.

§ 6

Revisionsklausel

Die Länder verpflichten sich, im Jahre 2007 unter
Berücksichtigung der tatsächlichen und rechtlichen Ent-
wicklung

1. die Obergrenze, bis zu der die Bearbeitungsgebühr von
der Regionalisierung ausgenommen wird (§ 4 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2), mit dem Ziel einer Absenkung und

2. die Pauschale (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3) für die Jahre ab
2009 mit dem Ziel einer deutlichen Absenkung

zu überprüfen.

§ 7

Ratifizierung, In-Kraft-Treten und Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2004 in Kraft.
Sind bis zum 30. Juni 2004 nicht alle Ratifizierungsur-
kunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsver-
trag gegenstandslos.

(2) Der Vertrag kann von jedem Land erstmals zehn
Jahre nach seinem In-Kraft-Treten gekündigt werden.
Die Kündigungsfrist beträgt zwei Jahre zum Ende des
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laufenden Abrechnungsjahres. Wird der Vertrag nicht
gekündigt, verlängert er sich stillschweigend um jeweils
fünf Jahre. Die wirksame Kündigung eines Landes
bewirkt die Aufhebung des Vertrages mit Ablauf der
Kündigungsfrist.

Für das Land Baden-Württemberg:
Erwin Teufel, den 18. Dezember 2003

Für den Freistaat Bayern:
Dr. Edmund Stoiber, den 18. Dezember 2003

Für das Land Berlin:
Klaus Wowereit, den 19. Dezember 2003

Für das Land Brandenburg:
Matthias Platzeck, den 19. Dezember 2003

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Dr. Henning Scherf, den 18. Dezember 2003

Für die Freie Hansestadt Hamburg:
Ole von Beust, den 18. Dezember 2003

Für das Land Hessen:
Roland Koch, den 18. Dezember 2003

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Dr. Harald Ringstorff, den 18. Dezember 2003

Für das Land Niedersachsen:
Christian Wulff, den 18. Dezember 2003

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Peer Steinbrück, den 18. Dezember 2003

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Kurt Beck, den 13. Februar 2004

Für das Saarland:
Peter Müller, den 18. Dezember 2003

Für das Freistaat Sachsen:
Prof. Dr. Georg Milbradt, den 18. Dezember 2003

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Prof. Dr. Wolfgang Böhmer, den 19. Januar 2004

Für das Land Schleswig-Holstein:
Heide Simonis, den 9. Februar 2004

Für den Freistaat Thüringen:
Dieter Althaus, den 18. Dezember 2003
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